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Landkreis Wesermarsch 

Öffentliche Bekanntmachung  
gemäß § 21a der neunten Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV)  

über die Erteilung der Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von acht Windenergieanlagen 
 im Gemeindegebiet Lemwerder, Gemarkung Altenesch. 

I. 
Der Landkreis Wesermarsch hat am 11.12.2023 der Firma BfZ Windfarm GmbH & Co. KG, Dalsper 18 in 26931 
Elsfleth die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb des nachfolgenden Vorhabens erteilt: 

Errichtung und Betrieb einer Windfarm mit 8 weiteren Windenergieanlagen vom Typ Vestas V136 4.2 MW, 
Rotordurchmesser 136 m, Nabenhöhe 132 m (zzgl. Fundamenterhöhung 135 m Nabenhöhe) und 203 m Ge-
samthöhe je Windenergieanlage. Das beantragte Vorhaben soll in der Gemeinde Lemwerder in der Sannauer 
Hellmer, Gemarkung Altenesch, Flur 4, Flurstücke 149 und 176, sowie Flur 7, Flurstücke 18, 39, 38, 227/138, 
152, 151, 42, 169 und 170 errichtet und in Betrieb genommen werden. 

II. 
Der verfügende Teil des erteilten Genehmigungsbescheides lautet: 

Ihnen wird hiermit gemäß § 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2023 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Art. 10, 11 Abs. 3 G 
zur Änd. des Erdgas-Wärme-PreisbremsenG, zur Änd. des StrompreisbremseG sowie zur Änd. weiterer ener-
giewirtschaftlicher, umweltrechtlicher und sozialrechtlicher Gesetze vom 26.07.2023 (BGBI. 02023 I Nr. 202) 
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in Verbindung mit Nr. 1.6.2 Verfahrensart V des Anhangs zu § 1 Abs. 1 der Vierten Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1440) zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. 10.2022 (BGBl. I S. 1799), die 
Genehmigung zur Änderung des WEA-Typs des nachfolgenden Vorhabens erteilt: 

Errichtung und Betrieb, inkl. aller erforderlichen Infrastrukturmaßnahmen, von acht geänderten Windenergie-
anlagen im Windpark Sannauer Hellmer mit den Nummern 25  - 32 gemäß Bebauungsplan:  

Neuer Typ Vestas V 136; 132 mNh; 203,0 mhGes, Ø 136 m, Leistung je WEA 4,2 MW.Die nachstehenden und in 
den Anlagen enthaltenen Nebenbestimmungen sind Bestandteil dieses Bescheides. Soweit die Nebenbestim-
mungen nicht besonders als Befristung, Bedingung (B) oder Vorbehalt gekennzeichnet sind, handelt es sich um 
Auflagen (A) im Sinne des § 36 Abs. 2 Ziffer 4 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). Hinweise (H) beruhen auf 
geltendem Recht und sind bei der Ausführung des Vorhabens zu beachten. 

Die Genehmigung enthält folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landkreis Weser-
marsch, Poggenburger Str. 15, 26919 Brake, erhoben werden. 

III. 
Die Genehmigungsbehörde hat unter Berücksichtigung aller Stellungnahmen der Fachbehörden geprüft, ob 
die Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung gem. § 6 Abs. 1 BImSchG für die Errichtung und den 
Betrieb der Anlagen vorliegen. Sie ist zu dem Ergebnis gelangt, dass sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 
BImSchG und aus Rechtsverordnungen aufgrund von § 7 BImSchG ergebenen Pflichten erfüllt werden und an-
dere öffentlich-rechtlichen Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der 
Anlagen nicht entgegenstehen. 

Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, diese sind Bestandteil der Genehmigung.  

Der Bescheid wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Eine Ausfertigung des gesamten Bescheides mit Ne-
benbestimmungen, allgemeinen Hinweisen und der Begründung liegt vom 27.12.2023 bis einschließlich 
10.01.2024 zur Einsicht beim Landkreis Wesermarsch, Fachdienst Umwelt, Poggenburger Straße 15, 26919 
Brake, Zimmer 317 während folgender Dienststunden 

montags bis freitags von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
montags bis donnerstags von 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr 

aus. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Genehmigungsbescheid, auch gegenüber Dritten, als zugestellt.  

 

Brake, 22.12.2023  

Landkreis Wesermarsch 

Stephan Siefken 
Landrat 
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Gemeinde Ovelgönne 

Öffentliche Bekanntmachung 

Bauleitplanung der Gemeinde Ovelgönne 28. Änderung des Flächennutzungsplanes  
(Sachlicher Teilflächennutzungsplan Windenergie) 

Der Landkreis Wesermarsch hat mit Verfügung vom 06.12.2023 die 28. Änderung des Flächennutzungsplanes 
(Sachlicher Teilflächennutzungsplan Windenergie) mit Begründung und integrierter Standortanalyse gemäß § 
6 Baugesetzbuch (BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017, BGBl. I S. 3634, zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023, BGBl 2023 I Nr. 221) genehmigt. 

Ziel der Planung ist die Steuerung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB privilegierter Windenergievorhaben durch 
Darstellung von Sonstigen Sondergebieten für die Windenergienutzung (Konzentrationszonen). Geltungsbe-
reich des sachlichen Teilflächennutzungsplanes ist das gesamte Gemeindegebiet; Steuerungswirkung entfaltet 
die Planung allerdings nur im planungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 BauGB. Außerhalb der dargestellten 
Sondergebiete für die Windenergienutzung stehen Windenergievorhaben in der Regel öffentliche Belange ent-
gegen (§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB). 

Der sachliche Teilflächennutzungsplan stellt acht Teilbereiche des Gemeindegebietes von Ovelgönne als Son-
dergebiete (Konzentrationszonen) für die Windenergienutzung dar: 

1. Rodenkircherwurp      Bestandssicherung einer WEA 
2. Frieschenmoor      Bestandssicherung und Flächenarrondierung 
3. Colmar       Neue Konzentrationszone 
4. Bundesstraße  Neue Konzentrationszone 
5. Culturweg  Bestandssicherung 
6. Moorseite  Neue Konzentrationszone 
7. Oldenbrok  Bestandsicherung und Flächenarrondierung 
8. Niederort  Bestandssicherung 
 
Der Geltungsbereich der Planung (gesamtes Gemeindegebiet) sowie die Lage der Sondergebiete ergibt sich 
aus der nachstehenden Übersichtskarte. 
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Hauptkarte 
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Beikarte – Planzeichnungen der Teilbereiche 
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Die Genehmigung des Landkreises (§ 6 Abs. 5 BauGB) zur 28. Änderung des Flächennutzungsplanes wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. 

Mit der Bekanntmachung wird die 28. Änderung des Flächennutzungsplanes gemäß § 6 Abs. 5 BauGB rechts-
wirksam. 

Die 28. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Begründung sowie der Umweltbericht und die zusammen-
fassende Erklärung können im Rathaus der Gemeinde Ovelgönne, Bauamt, Rathausstr. 14, 26939 Ovelgönne, 
während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden. Jedermann kann auch über den Inhalt des 
Bauleitplans Auskunft verlangen. Die Unterlagen können ebenso im Internet unter https://www.ovel-
goenne.de/bauleitplanung eingesehen werden. 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen 
wird gemäß § 215 Abs. 2 BauBG hingewiesen. Hiernach werden gemäß § 215 Abs. 1 BauGB 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bauleitplans schriftlich gegen-
über der Gemeinde Ovelgönne unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 

 
Ovelgönne, 22.12.2023 

Sascha Stolorz 
Bürgermeister 

 

  

https://www.ovelgoenne.de/bauleitplanung
https://www.ovelgoenne.de/bauleitplanung
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Gemeinde Ovelgönne 

Satzung über die Benutzung von  
Obdachlosenunterkünften und die Erhebung von Nutzungsgebühren  

in der Gemeinde Ovelgönne 

Auf Grund der §§ 4, 10, 58 Absatz 1 Nr. 5 und § 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der zurzeit gültigen Fassung und §§ 1, 2, und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Ovelgönne in seiner Sitzung am 21.12.2023 
folgende Satzung beschlossen. 

Abschnitt I – Benutzung 
§ 1 Zweckbestimmung und Rechtsnatur 

(1) Die Gemeinde Ovelgönne betreibt eigene Unterkünfte zur vorübergehenden Unterbringung von Men-
schen. 

(2) Die Gemeinde Ovelgönne betreibt zur vorübergehenden Unterbringung obdachloser Personen als öf-
fentliche Einrichtung eine Obdachlosenunterkunft gemeinsam mit der Stadt Elsfleth und der Gemeinde 
Berne. 

(3) Die Gemeinde Ovelgönne mietet im Bedarfsfall weitere Unterkünfte zur Unterbringung obdachloser Per-
sonen an.  

(4) Die Obdachlosenunterkünfte sind nicht für eine dauernde Wohnnutzung bestimmt. Die Benutzung der 
Obdachlosenunterkünfte ist öffentlich-rechtlich und begründet kein Mietverhältnis. 

(5) Solange die Unterkünfte für den Satzungszweck genutzt werden, sind sie Teil der öffentlichen Einrich-
tung. Während dieser Zeit ist diese Satzung anzuwenden. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Obdachlosenunterkünfte im Sinne dieser Satzung: 

a) Jede gemeindeeigene Obdachlosenunterkunft. 

b) Eine Wohnung im Eigentum des Landes Niedersachsen, belegen in 27804 Berne, Eichenstraße 16. 
Die Wohnung ist von der Stadt Elsfleth zur gemeinschaftlichen Unterbringung, welche ausschließlich 
für obdachloser Menschen im Rahmen der Gefahrenabwehr, mit der Gemeinde Ovelgönne und der 
Gemeinde Berne angemietet wurde. 

c) Jede weitere von der Gemeinde Ovelgönne zur Unterbringung von obdachlosen Personen angemie-
tete Wohnung.  

d) Wohnungen Privater, die die Gemeinde Ovelgönne zur zeitweiligen Unterbringung Obdachloser 
nach den Vorschriften des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (NPoG) in An-
spruch nimmt. 

(2) Obdachlos im Sinne dieser Satzung sind  

a) Personen, die ohne Unterkunft sind,  

b) Personen, deren Verlust ihrer ständigen oder vorübergehenden Unterkunft unmittelbar bevorsteht,  

c) Personen, deren Unterkunft nach objektiven Anforderungen derart unzureichend ist, dass sie keinen 
menschenwürdigen Schutz vor den Unbilden der Witterung bietet oder die Benutzung der Unterkunft 
mit Gefahren verbunden ist, 

d) asylsuchende Personen, 

e) anerkannte Kriegsflüchtige. 
 

Obdachlos im Sinne des Satzes 1 ist jedoch nicht, wer freiwillig ohne Unterkunft ist.  
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§ 3 Benutzungsrecht 

(1) Das Recht, eine Obdachlosenunterkunft oder einzelne Räume darin zu nutzen, wird grundsätzlich durch 
schriftliche Zuweisungsverfügung begründet. In Ausnahmefällen kann bei unmittelbar drohender Ob-
dachlosigkeit die Verfügung zunächst mündlich erteilt werden. Sie ist unverzüglich schriftlich nachzu-
holen. Ein Mietverhältnis wird hierdurch nicht begründet. 

(2) Die Einweisungsverfügung bestimmt und begrenzt das Nutzungsrecht und gilt nur für die in der Einwei-
sungsverfügung genannten Personen. Andere als die zugewiesenen Räume dürfen nicht in Anspruch 
genommen werden. Die Benutzerinnen und Benutzer sind nicht berechtigt, andere Personen in die Ob-
dachlosenunterkunft aufzunehmen. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in eine bestimmte Obdachlosenunterkunft oder in bestimmte 
Räume besteht nicht. Entsprechendes gilt für ein weiteres Verbleiben in der Obdachlosenunterkunft 
oder in bestimmten Räumen.  

(4) Die Gemeinde kann jederzeit das Benutzungsrecht aufheben, einschränken oder in sonstiger Weise än-
dern. Das gilt insbesondere, wenn der Verpflichtung zur Entrichtung der Nutzungsgebühren nicht oder 
nicht ausreichend nachgekommen wird oder gegen Bestimmungen dieser Satzung oder der Hausord-
nung in der jeweils geltenden Fassung verstoßen wird. Umsetzungen der eingewiesenen Personen kön-
nen auch vorgenommen werden, wenn dies zur wirtschaftlichen Ausnutzung der Belegungskapazitäten 
oder aus organisatorischen Gründen (z.B. Schließung der Einrichtung) erforderlich ist, sowie wenn die 
Nutzerin bzw. der Nutzer Anlass zu einer Beeinträchtigung der Hausgemeinschaft oder zur Gefährdung 
von Hausbewohnern und Nachbarn gibt. 

(5) Bei der Übergabe der Obdachlosenunterkunft an die Nutzungsberechtigten ist ein Übergabeprotokoll 
zu fertigen, welches den aktuellen Zustand der Unterkunft, sowie etwaige Mängel dokumentiert. Das 
Übergabeprotokoll ist durch die nutzungsberechtigte Person zu unterzeichnen, sowie von einer bzw. 
einem zuständigen Bediensteten der Gemeinde gegenzuzeichnen. 
Für Nichtsesshafte (z.B. Durchreisende) wird eine kurzfristige und kurzzeitige Unterbringung ohne Zu-
weisungsverfügung durch Schlüsselübergabe beim Polizeikommissariat Brake oder bei der Gemeinde 
Ovelgönne begründet. Diese Art der Unterbringung erfolgt in der Regel für eine Nacht bzw. für ein Wo-
chenende. 

(6) Das Einbringen von eigenen Möbeln, Teppichen, Hausrat und Elektrogeräten ist untersagt. Eine Aus-
nahme kann auf Antrag zugelassen werden, wenn dieses zweckdienlich ist und von diesen Gegenstän-
den keine Gefahr für Leben und Gesundheit für die Bewohner ausgeht und der Betrieb wirtschaftlich 
vertretbar ist. Über eine Ausnahme entscheidet der / die zuständige Bedienstete der Gemeinde 
Ovelgönne.  

(7) Nutzungsberechtigte Personen haben sich nach der Einweisung um eine eigene Wohnung zu kümmern. 
Das gilt nicht, so lange sie verpflichtet sind in einer Gemeinschaftseinrichtung zu wohnen und keine 
Ausnahme nach § 53 des Asylgesetzes (AsylG) zugelassen wurde.  

§ 4 Nutzung der Obdachlosenunterkunft 

(1) Einzelpersonen gleichen Geschlechts können in einen gemeinsam zu nutzenden Raum in der Obdach-
losenunterkunft eingewiesen werden. 

(2) Die Obdachlosenunterkunft darf nur zu Wohnzwecken genutzt werden. Insbesondere ist eine gewerb-
liche Nutzung nicht gestattet.  

(3) Nutzungsberechtigte Personen sind zur Instandhaltung und schonenden Behandlung der Obdachlo-
senunterkunft verpflichtet. Auftretende Mängel sind von den eingewiesenen Personen zur Vermei-
dung von Schadensersatzansprüchen unverzüglich anzuzeigen.  

(4) Um- und Einbauten, insbesondere Änderungen an den Leitungssystemen für Elektrizität, Gas und Was-
ser, das Auswechseln von Türschlössern oder bauliche Veränderungen an den überlassenen Räumen 
und gemeinschaftlich genutzten Anlagen sind nicht gestattet. 

(5) Eine Tierhaltung in der Unterkunft ist nur mit Zustimmung der Gemeinde Ovelgönne erlaubt.  
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(6) Die nutzungsberechtigten Personen verpflichten sich zur ordnungsgemäßen Reinigung, ausreichender 
Lüftung und angemessene Beheizung der Gemeinschaftsanlage und Räume. Abfälle sind ausschließlich 
in die dafür vorgesehenen Abfallbehälter zu werfen. Das Wäschetrocknen ist nur an den dafür vorge-
sehenen Orten erlaubt. 

(7) Die Räum- und Streupflicht sowie gegebenenfalls die Straßenreinigungspflicht obliegen der nutzungs-
berechtigten Personen. 

(8) Veränderungen an der zugewiesenen Unterkunft und dem überlassenen Zubehör dürfen nur mit aus-
drücklicher Genehmigung der Gemeinde Ovelgönne vorgenommen werden. Die Benutzer sind ver-
pflichtet, die Gemeinde Ovelgönne unverzüglich von Schäden am Äußeren oder Inneren der Räume in 
der zugewiesenen Unterkunft zu unterrichten. 

(9) Besuchern ist es nicht erlaubt, in der Unterkunft zu übernachten. 

(10) Rauchen ist in den Unterkünften nicht gestattet. 

§ 5 Beendigung des Nutzungsrechts 

(1) Das Nutzungsrecht für die Obdachlosenunterkunft endet außer durch Tod der eingewiesenen Perso-
nen auf Antrag der nutzungsberechtigten Personen oder mit dem Entzug der Unterkunft durch Aufhe-
bung der Einweisungsverfügung nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG). 

Die Einweisungsverfügung kann insbesondere in folgenden Fällen widerrufen werden:  

a) bei Auszug und Abgabe des Schlüssels an die oder den zuständigen Bediensteten der Gemeinde, 
b) bei einer nicht gemeldeten, länger als vier Wochen andauernden Abwesenheit der Nutzerinnen 

oder Nutzer,  
c) bei gleichzeitiger Nutzung einer anderen Wohnung, 
d) bei Nichtbezug innerhalb von sieben Tagen nach der Zuweisung,  
e) bei zweckentfremdeter Nutzung der Obdachlosenunterkunft, z.B. ausschließlicher Nutzung zur Auf-

bewahrung des Hausrates, 
f) bei wiederholten Verstößen gegen die Hausordnung, sofern hierdurch keine erneute Obdachlosig-

keit begründet wird, 
g) auf Grund von Zahlungsrückständen bezüglich der Nutzungsgebühr von mehr als zwei Monatsbe-

trägen, sofern hierdurch keine erneute Obdachlosigkeit begründet wird.  

(2) Nutzungsberechtigte Personen einer Obdachlosenunterkunft sind verpflichtet, die Unterkunft zu räu-
men, wenn ihnen die Gemeinde eine angemessene Wohnung nachweist. Angemessen ist eine Woh-
nung, die nach Größe, Ausstattung und Mietpreisniveau im Einzelfall zumutbar ist. Als örtlich ange-
messen gilt insbesondere das Gebiet der Gemeinde Ovelgönne. 

(3) Die Obdachlosenunterkunft ist in dem im Übergabeprotokoll dokumentierten Zustand an die Ge-
meinde zurückzugeben. Die nutzungsberechtigten Personen haben bei Beendigung des Nutzungs-
rechts alle von der Gemeinde überlassenen Gegenstände, insbesondere Schlüssel, herauszugeben so-
wie nicht zu der Ausstattung der Obdachlosenunterkunft gehörenden Sachen unverzüglich zu entfer-
nen. Nutzungsberechtigte Personen haften für alle Schäden, die der Eigentümer der Mietsache oder 
der Gemeinde oder einem Nutzungsnachfolger aus der Nichtbefolgung dieser Pflicht entstehen.  

(4) Kommen die ehemaligen Nutzer den Pflichten nach Absatz 3 nicht nach oder ist deren Aufenthalt nicht 
bekannt, kann die Gemeinde die vorhandenen Gegenstände aus der Unterkunft entfernen und in die 
Türen andere Schließzylinder bzw. Schlösser einbauen. Dabei hat sie nur die Verpflichtung, Gegen-
stände von Wert zu verwahren. Die Gemeinde ist berechtigt, alle übrigen Sachen einer ordnungsmä-
ßigen Entsorgung zuzuführen. 

(5) Räumt ein Nutzer seine Obdachlosenunterkunft nicht, obwohl gegen ihn eine bestandskräftige oder 
vorläufig vollstreckbare Umsetzungsverfügung vorliegt, so kann die Umsetzung durch unmittelbaren 
Zwang nach Maßgabe des § 70 des Nds. Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (NVwVG) vollzogen wer-
den. Dasselbe gilt für die sonstige zur Nutzung überlassenen Räume der Obdachlosenunterkunft nach 
Beendigung des Benutzungsverhältnisses nach Absatz 1. 
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(6) Die Kosten für die Räumung der Wohnung sind vom Nutzer zu tragen. Sie werden durch Bescheid fest-
gesetzt. 

(7) Die nach Absatz 4 verwahrten Gegenstände kann die Gemeinde nach Ablauf von drei Monaten per 
Verwertung im Sinne des NVwVG in der jeweils geltenden Fassung zur Deckung von rückständigen 
Benutzungsgebühren, Räumungs- oder Verwahrungskosten zuführen. 

§ 6 Haftung 

Die Nutzer haften für alle Schäden, die von ihnen oder der in ihrer Gemeinschaft lebenden Personen oder 
Gästen an der ihnen überlassenen Obdachlosenunterkunft und in den gemeinschaftlich genutzten Einrichtun-
gen schuldhaft verursacht wurden. Die Haftung Dritter wird hiervon nicht berührt. 

(1) Für Personen- oder Sachschäden, die den Nutzern der Obdachlosenunterkünfte durch Dritte zugefügt 
werden, haftet die Gemeinde nicht. 

(2) Die Kosten für die Beseitigung der Schäden werden im Falle der Nichtzahlung im Verwaltungszwangs-
verfahren eingezogen. 

§ 7 Zutritts- und Weisungsrecht, Hausordnung 

Für die Ordnung in den Obdachlosenunterkünften gelten die Regelungen aus § 4 dieser Satzung. Die Nutzerin-
nen und Nutzer sind verpflichtet, die Regelungen zu beachten und einzuhalten. Gleiches gilt für Besucher.  

(1) Die zuständigen Bediensteten der Gemeinde sind berechtigt, die Unterkünfte jederzeit zu betreten, in 
der Zeit von 22:00 Uhr bis 07:00 Uhr jedoch nur in begründeten Fällen zur Gefahrenabwehr. 

(2) Die zuständigen Bediensteten der Gemeinde sind befugt, den Nutzern Weisungen zur Nutzung der Ob-
dachlosenunterkunft zu erteilen. Das gleiche gilt auch gegenüber Besuchern, denen sie bei Zuwider-
handlung gegen diese Satzung, Hausordnung oder erteilten Weisungen Hausverbot erteilen können. 

(3) Die Rechte der Grundstücks- oder Wohnungseigentümer bleiben unberührt. 

Abschnitt II – Gebühren 
§ 8 Gebührengegenstand und Gebührenpflicht 

(1) Für die Nutzung von Obdachlosenunterkünften wird eine Gebühr nach Maßgabe dieser Satzung sowie 
des jeweiligen Gebührentarifs erhoben. 

(2) Die Gebühr wird als Gegenleistung für die Inanspruchnahme der Obdachlosenunterkunft erhoben. Mit 
ihrem Aufkommen sollen sämtliche Kosten der Einrichtung gedeckt werden.  

(3) Gebührenschuldner ist derjenige, dem die Unterkunft von der Gemeinde zugewiesen wurde oder der, 
der sie tatsächlich nutzt. Mitglieder einer Haushaltsgemeinschaft haftet als Gesamtschuldner. 

§ 9 Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem in der Einweisungsverfügung bestimmten Beginn des Nutzungs-
rechts. Erfolgt die Einweisung mündlich, so entsteht die Gebührenpflicht mit dem Tag der tatsächlichen 
Nutzung. 

(2) Die Gebührenpflicht entsteht bei unberechtigter Nutzung der Unterkunft am Tag der tatsächlichen Nut-
zung.  

(3) Die Gebührenpflicht endet grundsätzlich mit dem Erlöschen des Nutzungsrechts, jedoch frühestens mit 
dem tatsächlichen Auszug des Nutzers. Verlässt ein Nutzer eine Obdachlosenunterkunft endgültig vor 
Ablauf des Nutzungsrechts, so steht er in der Pflicht, dies frühzeitig bei der oder dem zuständigen Be-
diensteten der Gemeinde Ovelgönne anzuzeigen. Ist der Nutzer der Pflicht aus Satz 2 nachgekommen, 
endet die Gebührenpflicht am Tag des tatsächlichen Auszuges. Ansonsten besteht die Gebührenpflicht 
solange fort, bis der Auszug der Gemeinde angezeigt und die Obdachlosenunterkunft vollständig ge-
räumt ist, sowie die von der Gemeinde überlassenen Gegenstände zurückgegeben sind. Dies gilt solange 
und soweit die Gemeinde die Räumlichkeiten nicht anderweitig vergeben hat bzw. konnte. § 5 dieser 
Satzung bleibt hiervon unberührt. 
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(4) Die vorübergehende Nichtbenutzung bzw. Abwesenheit entbindet nicht von der Zahlungsverpflichtung. 
Bei Erhebung von Teilbeträgen wird für jeden angefangenen Tag der Nutzung 1/30 der Monatsgebühr 
berechnet. Dabei werden der Aufnahmetag und der Auszugstag jeweils als volle Tage angesetzt. 

§ 10 Gebührenmaßstab 

Die Höhe der Gebühr (Nutzungsgebühr) für die zu Wohnzwecken zugewiesenen Räume einer Obdachlosenun-
terkunft richtet sich nach der Nutzfläche bzw. nach der Personenzahl. Die Kosten für eventuelle Möblierung 
sind mit der Nutzungsgebühr abgegolten. Eine Möblierung mit eigenen Möbeln führt nicht zu einer Verringe-
rung der Gebühr. In der Gebühr sind anteilige Neben- und Heizkosten enthalten.  

 
(1) Als Nutzfläche gilt die Fläche der zur Nutzung zugewiesenen Räume und anteiligen Gemeinschaftsflä-

chen. Bei abgeschlossenen Unterkünften mit Fluren zählen die Flure zur Nutzfläche. Keller und sons-
tige Verschläge zählen nicht zur Nutzfläche.  

§ 11 Gebührentarife 

Die Benutzungsgebühr für eine Obdachlosenunterkunft im Sinne des § 2 Abs. 1 beträgt monatlich 19,00 Euro 
pro m² Nutzfläche. In der vorgenannten Gebühr sind alle Aufwendungen für den Betrieb, Unterhaltung, In-
standsetzung sowie Nebenkosten wie zum Beispiel Hausbeleuchtung, Müllabfuhr, Schornsteinreinigung, Stra-
ßenreinigung, Entwässerung, Wassergeld und Personalkosten der Gebäudeverwaltung (Verwaltungskosten) 
enthalten. Bemessungsgröße ist die in der Einweisungsverfügung nach § 3 Abs.2 bezeichnete Unterkunft. 

(1) Die Gebühren nach Abs. 1 – 3 gelten bei alleiniger Nutzung zugewiesener Räume oder Wohnungen. 
Bei Nutzung durch mehrere Gebührenschuldner werden die Gebühren anteilig aufgeteilt. 

§ 12 Nebenkosten 

Nebenkosten werden in von Dritten angemietete oder in Anspruch genommenen Unterkünfte entspre-
chend der tatsächlich anfallenden Kosten abgerechnet. Liegen keine tatsächlich anfallenden Nebenkos-
ten vor, so werden die Nebenkosten zunächst auf Basis bisheriger Erfahrungswerte sachgerecht ge-
schätzt. Bei Auszug der Nutzer, mindestens aber einmal jährlich, erfolgt eine verbrauchsabhängige Ne-
benkostenabrechnung. 

§ 13 Festsetzung und Fälligkeit 

(1) Die Nutzungsgebühr werden durch einen Bescheid festgesetzt. Nach Möglichkeit werden Zuweisung 
und Gebühren zusammen in einem Bescheid erlassen. 

(2) Die Nutzungsgebühr sind als monatliche Vorausleistung zu entrichten. Sie sind erstmals zwei Wochen 
nach Bekanntgabe des Bescheids zur Zahlung fällig, danach zum dritten Werktag eines jeden Monats.  

(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.  

§ 14 Billigkeitsmaßnahmen 

Stellt die Erhebung der Nutzungsgebühren im Einzelfall eine unbillige Härte dar, so kann auf Antrag Ermäßigung, 
Stundung, Ratenzahlung oder Erlass gewährt werden.  

§ 15 Zwangsmittel und Ordnungswidrigkeiten 

(1) Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie verstoßen wird, 
kann nach den Vorschriften des NPOG in der zurzeit gültigen Fassung ein Zwangsgeld von 10 Euro bis 
100.000 Euro, Ersatzvornahme und unmittelbarer Zwang angeordnet und festgesetzt werden.  
 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Absatz 5 NKomVG handelt wer, vorsätzlich oder fahrlässig,  

a) entgegen § 3 Absatz 1 und 2 eine Obdachlosenunterkunft ohne Zuweisungsbescheid oder davon 
abweichend bezieht oder andere Personen ohne Zuweisungsbescheid bei sich in einer Obdachlo-
senunterkunft aufnimmt,  
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b) entgegen § 3 Absatz 4 einem Umsetzungsbescheid nicht Folge leistet oder seiner Pflicht zur Räu-
mung der Wohnung nicht nachkommt,  

c) entgegen § 4 Absatz 5 ein Tier in der Unterkunft hält,  

d) entgegen § 7 Absatz 1 die Hausordnung nicht einhält,  

e) entgegen § 7 Absatz 2 das Zutrittsrecht der Bediensteten der Gemeinde Ovelgönne verweigert,  

f) entgegen § 7 Absatz 3 die Weisungen der Bediensteten der Gemeinde Ovelgönne nicht befolgt,  

g) Entgegen § 9 Absatz 3 den tatsächlichen Auszug aus der Unterkunft nicht meldet.  
 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden.  

§ 16 Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und Gebührensatzung für die Inanspruchnahme von Unterkünften für 
Personen, zu deren Unterbringung die Gemeinde Ovelgönne gesetzlich verpflichtet ist vom 27.12.2005 
mit der Änderung vom 13.03.2015 außer Kraft. 
 

Ovelgönne, 21.12.2023 
 
Sascha Stolorz 
Bürgermeister  
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Stadt Nordenham 

Satzung 
zur 18. Änderung der Satzung der Stadt Nordenham über die Erhebung von Gebühren für 

die Reinigung der Fußgängerstraßen in der Stadt Nordenham 
(Fußgängerstraßenreinigungsgebührensatzung) vom 11.10.1988, zuletzt geändert durch 

Satzung vom 16.12.2021 
 

Aufgrund der §§ 10, 58 u. 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 
17.12.2010 (Artikel 1 des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsrechtes; Nds. GVBL. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds. 
GVBl. S. 111), und der §§ 1, 2 u. 5, des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBL. 2017, S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 589) hat der Rat der Stadt Nordenham in seiner Sitzung am 14.12.2023 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
Die Fußgängerstraßenreinigungsgebührensatzung der Stadt Nordenham vom 11.10.1988, zuletzt geändert 
durch Satzung vom 16.12.2021, wird wie folgt geändert: 
 
§ 4 - Gebührenhöhe - erhält folgenden Wortlaut: 
 
Die Reinigungsgebühr beträgt jährlich je Meter Straßenfront in der 
 
Reinigungsklasse I  24,16 € 
Reinigungsklasse II  14,95 € 

Artikel II 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Nordenham, den 14.12.2023 
 
Stadt Nordenham 

Nils Siemen 
Bürgermeister 
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Stadt Nordenham 

Satzung 
zur 15. Änderung der Satzung der Stadt Nordenham über die Erhebung von Gebühren für 

die Beseitigung von Abwasser aus Grundstücksabwasseranlagen vom 06. Mai 2002, 
zuletzt geändert durch Satzung vom 15. Dezember 2022 

 

Aufgrund der §§ 10, 58 u. 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 
17.12.2010 (Artikel 1 des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsrechtes; Nds. GVBL. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds. 
GVBl. S. 111), und der §§ 1, 2 u. 5, des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBL. 2017, S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 589) hat der Rat der Stadt Nordenham in seiner Sitzung am 14.12.2023 fol-
gende Satzung beschlossen: 

Artikel I 

Die Satzung der Stadt Nordenham über die Erhebung von Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grund-
stücksabwasseranlagen vom 06. Mai 2002 wird wie folgt geändert: 

§ 2 - Gebührenmaßstab und Gebührensatz - erhält folgenden Wortlaut: 

Die Benutzungsgebühr beträgt für die Abwasserbeseitigung aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Sammelgru-
ben: 

1. Abfuhrkosten 
a)  für eine An- und Abfuhr durch Dritte        107,69 € 

 

 Zusatzkosten falls erforderlich 

aa) Zusätzliche Anfahrten           91,04 € 
ab) Sonderfahrten mit kleinem Fahrzeug       121,38 € 
ac) kurzfristige Entsorgung         103,17 € 
ad) zusätzlicher Stundenlohn für Fahrzeug       103,17 € 
ae) zusätzliche Schlauchverlängerung          60,69 € 

b) für eine An- und Abfuhr durch Stadtentwässerung      131,25 € 

2. Kosten je m³ Fäkalschlamm bzw. Abwasser: 

a)  je m³ entnommenen Fäkalschlamm aus einer Kleinkläranlage       31,90 € 

b)  je m³ entnommenes Abwasser aus einer ordnungsgemäßen abflusslosen Sammelgrube    11,51 € 

Die technischen Vorkehrungen lassen es zu, dass jeweils auf 0,5 m³ genau abgelesen wird.  
Die Benutzungsgebühr wird entsprechend berechnet. 

Artikel II 

Der Bürgermeister wird ermächtigt, die Satzung der Stadt Nordenham über die Erhebung von Gebühren für die 
Beseitigung von Abwasser aus Grundstücksabwasseranlagen vom 06. Mai 2002 in der nunmehr geltenden Fas-
sung mit neuem Datum bekanntzumachen und Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen. 

Artikel III 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Nordenham, den 14.12.2023 
 
Stadt Nordenham 

Nils Siemen 
Bürgermeister 
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Stadt Nordenham 

Satzung 

zur 16. Änderung der Satzung der Stadt Nordenham  
über die Erhebung von Beiträgen und Benutzungsgebühren für die Abwasserbeseitigung  

der Stadt Nordenham (Entwässerungsabgabensatzung)  
vom 19.12.1996, zuletzt geändert durch Satzung vom 15.12.2022 

Aufgrund der §§ 10, 58 u. 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der Fassung vom 
17.12.2010 (Artikel 1 des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des niedersächsischen Kommu-
nalverfassungsrechtes; Nds. GVBL. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds. 
GVBl. S. 111), und der §§ 1, 2 u. 5, des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBL. 2017, S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 589) hat der Rat der Stadt Nordenham in seiner Sitzung am 14.12.2023 fol-
gende Satzung beschlossen:  

Artikel I 

Die Satzung der Stadt Nordenham über die Erhebung von Beiträgen und Benutzungsgebühren für die Abwasser-
beseitigung (Entwässerungsabgabensatzung) vom 19.12.1996 wird wie folgt geändert:  
 

§ 14 - Gebührensätze 

Die Abwassergebühr beträgt  

a) bei der Schmutzwasserbeseitigung    2,72 €/m³  

b) bei der Niederschlagswasserbeseitigung    0,53 €/m²  

c) bei der Niederschlagswasserbeseitigung Straße  0,77 €/m²  

Artikel II 

Der Bürgermeister wird ermächtigt, die Entwässerungsabgabensatzung der Stadt Nordenham in der nunmehr 
geltenden Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseiti-
gen.  

Artikel III 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 
 
Nordenham, 14.12.2023  
 
Stadt Nordenham 

Nils Siemen  
Bürgermeister 
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Gemeinde Butjadingen 

6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung eines 
Gästebeitrages in der Gemeinde Butjadingen 

(Gästebeitragssatzung) 
 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.10.2023 (Nds. GVBl. S. 250), und des § 
10 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 
121), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589),) hat der Rat der Gemeinde 
Butjadingen in seiner Sitzung am 14.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
Die Satzung über die Erhebung eines Gästebeitrages in der Gemeinde Butjadingen (Gästebeitragssatzung) vom 
28.09.2017 (Amtsblatt für den Landkreis Wesermarsch S. 120), zuletzt geändert durch die 5. Änderungssatzung 
vom 15.12.2022 (Amtsblatt für den Landkreis Wesermarsch S. 167), wird wie folgt geändert: 

 

 Artikel 1  

1. §1 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
„Der Gesamtaufwand nach Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 wird wie folgt gedeckt: 
 1. zu 26,2% durch Gebühren und sonstige Entgelte 
 2. zu 62,9% durch Gästebeiträge  
 3. zu 10,9% durch nicht zweckgebundene Mittel (Gemeindeanteil).“ 

2. §4 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 „Er beträgt pro Übernachtung für jede Einzelperson in der Hauptsaison 

a) nach Vollendung des 13. Lebensjahres      3,20 € 
b) nach Vollendung des 3. bis zur Vollendung des 13. 

Lebensjahres (3 bis 12 Jahre)      1,95 € 
  In der Nebensaison 

a) nach Vollendung des 13. Lebensjahres      1,50 € 
b) nach Vollendung des 3. bis zur Vollendung des 13. 

Lebensjahres (3 bis 12 Jahre)      0,85 € 

 3.  §4 Abs. 3 Satz 8 wird wie folgt neu gefasst: 
  „Der Jahresgästebeitrag beträgt für jede Einzelperson 

a) nach Vollendung des 13. Lebensjahres    89,60 € 
b) nach Vollendung des 3. bis zur Vollendung des 13. 

Lebensjahres (3 bis 12 Jahre)    54,60 € 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Artikel 1 tritt am 01.01.2024 in Kraft. 

 
Butjadingen, 20.12.2023  
Gemeinde Butjadingen  
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Rummel 
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Gemeinde Butjadingen 

6. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung eines 
Tourismusbeitrages in der Gemeinde Butjadingen 

(Tourismusbeitragssatzung) 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.10.2023 (Nds. GVBl. S. 250), und des § 
9 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589),) hat der Rat der Gemeinde Butjadin-
gen in seiner Sitzung am 14.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
Die Satzung über die Erhebung eines Tourismusbeitrages in der Gemeinde Butjadingen (Tourismusbeitrags- 
satzung) vom 28.09.2017 (Amtsblatt für den Landkreis Wesermarsch S. 120), zuletzt geändert durch die 5. Än-
derungssatzung vom 15.12.2022 (Amtsblatt für den Landkreis Wesermarsch S. 168), wird wie folgt geändert: 

Artikel 1 

1. §1 Abs. 3 enthält folgende Fassung: 
„(3)  Der Gesamtaufwand nach Abs. 1 und 2 wird wie folgt gedeckt: 
 1. zu 2,3% durch Gebühren und sonstige Entgelte, 
 2. zu 87,9% durch Fremdenverkehrsbeiträge,  
 3. zu 9,8% durch nicht zweckgebundene Mittel (Gemeindeanteil).“ 

2. §4 Abs. 1 enthält folgende Fassung: 
 „Der Beitragssatz beträgt 6,80 v.H. des Messbetrages gemäß §3 Abs. 1.“ 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Artikel 1 tritt am 01.01.2024 in Kraft. 

 
Butjadingen, 20.12.2023  
Gemeinde Butjadingen  
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Rummel 
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OOWV 

Bekanntmachung des OOWV 

Der OOWV gibt folgende Änderungen bekannt: 
Trinkwasser-Versorgungsbedingungen  

Wasserlieferungsbedingungen des OOWV  
als ergänzende Vertragsbestimmungen zur AVBWasserV 

Gültig ab 1.Januar 2024 

… 

§ 3 Wasserbezugspreis (§ 4 AVBWasserV) 

1. Der Wasserbezugspreis setzt sich zusammen aus dem Wasserpreis und dem Grundpreis.   

Als Bemessungsgrundlage für den Grundpreis gelten wirtschaftliche Einheiten im Sinne des § 2 Abs. 3 der 
Wasserlieferungsbedingungen als Ergänzende Vertragsbestimmungen zur AVBWasserV. 

… 

§ 12 Laufzeit des Versorgungsvertrages (§ 32 AVBWasserV) 

… 

4. Bei einer zeitweiligen Stilllegung des Anschlusses auf Veranlassung des Grundstückseigentümers ist der für 
alle vorhandenen Einheiten vorgesehene Grundpreis weiterzuzahlen. 

§ 13 Änderungsvorbehalt 

Der Oldenburgisch-Ostfriesische Wasserverband behält sich eine Änderung der „Wasserlieferungsbedingun-
gen des OOWV als ergänzende Vertragsbestimmungen zur AVBWasserV“ jederzeit vor. Sie werden durch 
Veröffentlichung in der örtlichen Tagespresse und den Amtsblättern der Mitgliedslandkreise für die An-
schlussnehmer wirksam. 

§ 14 Datenschutz 

Der OOWV verarbeitet im Rahmen der Wasserversorgung personenbezogene Daten. Nähere Informationen 
zum Datenschutz werden in den Datenschutzinformationen für Kunden zur Verfügung gestellt. Bestehen 
Nießbrauchrechte oder sonstige dingliche oder sachliche Nutzungsrechte Dritter an einem Grundstück, so ist 
der Grundstückseigentümer verpflichtet, die Datenschutzinformationen allen betroffenen Personen zur 
Kenntnis zu bringen. 

§ 15 Inkrafttreten 

Die Ergänzenden Vertragsbestimmungen des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes zu der „Verord-
nung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser“ treten gemäß Beschluss der Verbands-
versammlung vom 12.12.2023 mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

OOWV 
Georgstraße 4, 26919 Brake/Unterweser 
Telefon 04401 / 916-0 
www.oowv.de 

  

http://www.oowv.de/
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Anlage zu den Versorgungsbedingungen  
Preisregelungen des OOWV für die Versorgung mit Trinkwasser 

Gültig ab 1.Januar 2024 

§ 1 Lieferungen und Leistungen 
… 

1. Trinkwasserpreis 

Der Trinkwasserpreis wird nach Kubikmetern berechnet und beträgt  

  Netto € 7% MwSt. € Brutto € 
  1,32/m³ 0,09  1,41/m³ 
… 

2. Grundpreis 

Der Grundpreis wird nach der Anschlussnennweite und der Anzahl der zu versorgenden wirtschaftlichen Ein-
heiten berechnet und beträgt 

 Netto € 7% MwSt. € Brutto € 
a) Anschlüsse für unbebaute Grundstücke mtl.     7,13 0,50       7,63 

b) Anschlüsse für bebaute Grundstücke 
    pro wirtschaftliche Einheit im Sinne des  
    § 2 Abs. 3 der Wasserlieferungsbedin- 
    gungen zur AVBWasserV        mtl.     7,13    0,50       7,63 
c) Anschlüsse, deren Zähler jährlich aus-  
    und eingebaut werden mtl. 14,48    1,01     15,49 

d) Anschlüsse mit folgenden Nennweiten,  
     soweit diese für die erste wirtschaftliche  
     Einheit erforderlich werden: 

     50 mm     mtl.    11,14  0,78     11,92 
     80 mm  mtl.    28,52 2,00     30,52 
     100 mm  mtl.    44,56 3,12     47,68 
     125 mm bis 150 mm   mtl.    84,25 5,90     90,15 
     200 mm     mtl. 178,25    12,48       190,73 

Für jede weitere wirtschaftliche Einheit wird zusätzlich der Grundpreis nach Ziffer b) berechnet. 

… 

§ 2 Leistungsentgelte für Standrohre 

… 

 Netto €       7% MwSt. € Brutto € 
… 
 

b) Miete pro angefangenen Monat      37,90 2,65      40,55 
c) Trinkwasserpreis pro entnommenem m³                        2,00  0,14        2,14 
… 

§ 8 Inkrafttreten 

Die vorstehende Fassung der Preisregelungen tritt gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 
12.12.2023 mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung unter Aufhebung der bisherigen Preisregelungen zum 
01.01.2024 in Kraft. 

OOWV 
Georgstraße 4, 26919 Brake/Unterweser 
Telefon 04401 / 916-0 
www.oowv.de  

http://www.oowv.de/
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1. Satzung zur Änderung der Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes  
über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung  

(Abgabensatzung zentrale Schmutzwasserbeseitigung)  
für das Gebiet der Gemeinde Butjadingen vom 01.11.2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes über die Erhebung von Abgaben für die zent-
rale Schmutzwasserbeseitigung (Abgabensatzung zentrale Schmutzwasserbeseitigung) für das Gebiet der Ge-
meinde Butjadingen vom 01.11.2022 wird wie folgt geändert: 

I.Änderung von § 4  

§ 4 wird wie folgt geändert: 

Es wird ein neuer Abs. 3 eingefügt: 

Der Verband kann vom Gebührenpflichtigen den Einbau und die Verwendung einer geeigneten und mit dem 
Verband abgestimmten Schmutzwassermengenmesseinrichtung auf dessen Kosten und die Übermittlung der 
von der Schmutzwassermesseinrichtung gemessenen Schmutzwassermengen verlangen. Der Verband ist be-
rechtigt, die Schmutzwassermengenmesseinrichtung abzulesen und zu überprüfen. 

Die bisherigen Absätze 3 bis 7 werden die Absätze 4 bis 8.  

II. Änderung von § 5  

§ 5 wird wie folgt geändert: 

Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Mengengebühr beträgt 4,87 Euro pro Kubikmeter Schmutzwasser.  

III.Änderung von § 6 

§ 6 wird wie folgt geändert:  

Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 

Der CSB-Wert des Schmutzwassers wird für den jeweiligen Erhebungszeitraum durch den Mittelwert aus min-
destens sechs qualifizierten Stichproben oder Mischproben während des Erhebungszeitraums am Ablauf der 
Vorbehandlungsanlage vor der Vermischung mit anderem Abwasser ermittelt. Ist keine Vorbehandlungsanlage 
vorhanden, erfolgt die Beprobung nach Satz 1 am Ort des Anfalls des Schmutzwassers; die Beprobung kann an 
der Einleitstelle erfolgen, wenn zuvor keine Vermischung mit anderem Abwasser erfolgt.  Die qualifizierte 
Stichprobe umfasst mindestens fünf Stichproben, die – in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden im 
Abstand von nicht weniger als zwei Minuten entnommen – gemischt werden. Es gelten die Messverfahren 
nach der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung 
– AbwV) in der jeweils gültigen Fassung oder gleichwertige Verfahren im Sinne von § 4 Abs. 2 AbwV. Die Mes-
sergebnisse sind dem Gebührenpflichtigen mitzuteilen, sofern diese dem Gebührenpflichtigen nicht bereits 
vorliegen. 
 
IV. Änderung von § 17 

§ 17 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Aufwendungen für die Herstellung des Grundstücksanschlusses für ein Grundstück sowie für die Verände-
rung und Beseitigung des Grundstücksanschlusses sind dem Verband in der tatsächlich entstandenen Höhe zu 
ersetzen. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
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1. Satzung zur Änderung der Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes  
über die Erhebung von Abgaben für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung  

(Abgabensatzung zentrale Schmutzwasserbeseitigung)  
für das Gebiet der Gemeinde Ovelgönne vom 01.11.2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes über die Erhebung von Abgaben für die zent-
rale Schmutzwasserbeseitigung (Abgabensatzung zentrale Schmutzwasserbeseitigung) für das Gebiet der Ge-
meinde Ovelgönne vom 01.11.2022 wird wie folgt geändert: 

I.Änderung von § 4  

§ 4 wird wie folgt geändert: 

Es wird ein neuer Abs. 3 eingefügt: 

Der Verband kann vom Gebührenpflichtigen den Einbau und die Verwendung einer geeigneten und mit dem 
Verband abgestimmten Schmutzwassermengenmesseinrichtung auf dessen Kosten und die Übermittlung der 
von der Schmutzwassermesseinrichtung gemessenen Schmutzwassermengen verlangen. Der Verband ist be-
rechtigt, die Schmutzwassermengenmesseinrichtung abzulesen und zu überprüfen. 

Die bisherigen Absätze 3 bis 7 werden die Absätze 4 bis 8.  

II. Änderung von § 5  

§ 5 wird wie folgt geändert: 

Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Mengengebühr beträgt 4,58 Euro pro Kubikmeter Schmutzwasser.  

III.Änderung von § 6 

§ 6 wird wie folgt geändert:  

Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

Der CSB-Wert des Schmutzwassers wird für den jeweiligen Erhebungszeitraum durch den Mittelwert aus min-
destens sechs qualifizierten Stichproben oder Mischproben während des Erhebungszeitraums am Ablauf der 
Vorbehandlungsanlage vor der Vermischung mit anderem Abwasser ermittelt. Ist keine Vorbehandlungsanlage 
vorhanden, erfolgt die Beprobung nach Satz 1 am Ort des Anfalls des Schmutzwassers; die Beprobung kann an 
der Einleitstelle erfolgen, wenn zuvor keine Vermischung mit anderem Abwasser erfolgt.  Die qualifizierte 
Stichprobe umfasst mindestens fünf Stichproben, die – in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden im 
Abstand von nicht weniger als zwei Minuten entnommen – gemischt werden. Es gelten die Messverfahren 
nach der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung 
– AbwV) in der jeweils gültigen Fassung oder gleichwertige Verfahren im Sinne von § 4 Abs. 2 AbwV. Die Mes-
sergebnisse sind dem Gebührenpflichtigen mitzuteilen, sofern diese dem Gebührenpflichtigen nicht bereits 
vorliegen. 

IV. Änderung von § 17 

§ 17 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Aufwendungen für die Herstellung des Grundstücksanschlusses für ein Grundstück sowie für die Verände-
rung und Beseitigung des Grundstücksanschlusses sind dem Verband in der tatsächlich entstandenen Höhe zu 
ersetzen. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
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1. Satzung zur Änderung der Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes  
über die Erhebung von Abgaben für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung  

(Abgabensatzung dezentrale Schmutzwasserbeseitigung) vom 01.11.2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes über die Erhebung von Abgaben für die dezent-
rale Schmutzwasserbeseitigung (Abgabensatzung dezentrale Schmutzwasserbeseitigung) vom 01.11.2022 wird 
wie folgt geändert: 

I. Änderung von § 4  

Nach Abs. 3 wird ein neuer Abs. 4 eingefügt:  

Bei der Anlieferung des Inhalts von mobilen Toiletten mit Sanitärzusätzen (z. B. Chemietoiletten, „Dixi“-Toilet-
ten, Bautoiletten) ist die angelieferte Menge maßgebend. Berechnungseinheit für die Mengengebühr ist ein Ku-
bikmeter.  

II. Änderung von § 5 

§ 5 wird wie folgt geändert: 

Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Grundgebühr je Abfuhr aus abflusslosen Sammelgruben und Kleinkläranlagen sowie für durch den Gebüh-
renpflichtigen verursachte vergebliche Anfahrten der Entsorgungsfahrzeuge beträgt für Abfuhren montags bis 
freitags, außer an gesetzlichen Feiertagen, 7.00 Uhr bis 18.00 Uhr 74,64 Euro. 

Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Mengengebühr beträgt für Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben 15,44 Euro pro Kubikmeter 
Schmutzwasser. 

Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

Die Mengengebühr beträgt für Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen 50,78 Euro pro Kubikmeter Fäkalschlamm. 

Nach Abs. 4 wird ein neuer Abs. 5 eingefügt:  

Die Entsorgungsgebühr für die Behandlung von Inhalten mobiler Toiletten mit Sanitärzusätzen (z. B. Chemietoi-
letten, „Dixi“-Toiletten, Bautoiletten) beträgt 49,02 EUR je angefangener m³. 

III. Änderung der Anlage 

Die Anlage wird wie folgt ergänzt:  

Samtgemeinde 
Barnstorf 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Samt-
gemeinde Barnstorf durch den OOWV 
vom 04.12.2023. 

 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
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Satzung über die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung  
des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes 

Präambel 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Wasserverbandsgesetz (Nds. AG-
WVG) vom 06.06.1994 (Nds. GVBl. 238), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2018 (Nds. GVBl. S. 66) 
i. V. m. § 96 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) i. d. F. vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 64), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 578) und i. V. m. den §§ 54 ff. des Was-
serhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.07.2022 (BGBl. I S. 1237) sowie i. V. m. den vertraglichen Vereinbarungen zwischen dem Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverband und seinen Verbandsmitgliedern über die Übertragung der Aufgabe der öf-
fentlichen Abwasserbeseitigung sowie über die Übertragung der Befugnis zum Erlass von Satzungen in Bezug 
auf die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß Anlage zu dieser Satzung hat die Verbandsversammlung des 
Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes (OOWV, im Folgenden „Verband“) am 12.12.2023 folgende 
Satzung beschlossen: 

§1 Allgemeines 

(1) Der Verband betreibt nach Maßgabe dieser Satzung zur Beseitigung des im Gebiet der in der Anlage ge-
nannten Gemeinden und Städten anfallenden Schmutzwassers eine öffentliche Einrichtung zur Beseiti-
gung des Inhalts von abflusslosen Sammelgruben und des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms (de-
zentrale Schmutzwasserbeseitigung). 

(2) Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt mittels Einrichtungen und Vorkehrungen zur Abfuhr und Behand-
lung von Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben und des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms (öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung). 

(3) Art, Lage und Umfang der zur öffentlichen Einrichtung gehörenden Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt 
ihrer Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung und sonstigen Änderung be-
stimmt der Verband. 

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben nach dieser Satzung kann sich der Verband, unabhängig davon, ob einzelne 
Satzungsbestimmungen hierzu konkrete Regelungen treffen, Dritter bedienen. 

(5) Die DIN-Normen und sonstigen außerrechtlichen Regelungen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, 
werden beim Verband verwahrt und können dort während der Dienstzeiten eingesehen werden. 

(6) Die in dieser Satzung genannte Anlage ist Bestandteil der Satzung. 

§2 Begriffsbestimmungen 

(1) Die Schmutzwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst das Entleeren, Abfahren und Behandeln 
des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben gesammelten Schmutzwas-
sers, soweit der Verband schmutzwasserbeseitigungspflichtig ist. 

(2) Schmutzwasser im Sinne dieser Satzung ist 

a) das durch häuslichen Gebrauch verunreinigte Wasser, 

b) das durch gewerblichen, industriellen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigte 
oder sonst in seinen Eigenschaften veränderte Wasser. Ausgenommen ist das durch landwirtschaft-
lichen Gebrauch entstandene Schmutzwasser, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forst-
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden. 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im Sinne des Grundbuchrechtes. 

(4) Zur öffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung gehören alle Vorkehrungen und 
Einrichtungen für Abfuhr und Behandlung von Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben und in 
Kleinkläranlagen anfallendem Schlamm außerhalb des zu entwässernden Grundstücks sowie die zur Er-
füllung der dabei anfallenden Aufgaben eingesetzten Sachen und Personen bei dem Verband und dessen 
Beauftragten. 
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(5) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose Sammelgruben und Klein-
kläranlagen sowie alle sonstigen Einrichtungen, die der Sammlung und Behandlung des Schmutzwassers 
und des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms auf dem Grundstück dienen.  

(6) Soweit sich die Vorschriften dieser Satzung auf den/die Grundstückseigentümer/in beziehen, gelten die 
Regelungen entsprechend auch für Erbbauberechtigte, Nießbraucher/innen und sonstige dingliche Be-
rechtigte. 

§3 Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung 

(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist berechtigt und verpflichtet, sein/ihr Grundstück nach Maßgabe 
der Bestimmungen dieser Satzung an die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung anzuschließen, soweit kein Recht und keine Pflicht zum Anschluss an eine öffentliche Einrichtung zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung bestehen.  

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 besteht, sobald auf dem Grundstück Schmutzwasser auf Dauer anfällt. Dau-
ernder Anfall von Schmutzwasser ist anzunehmen, sobald das Grundstück mit Gebäuden für den dauern-
den oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder für gewerbliche oder industrielle Zwecke be-
baut ist oder mit der Bebauung des Grundstücks begonnen wurde. 

(3) Wenn und soweit ein Grundstück an die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung angeschlossen ist, ist der/die Grundstückseigentümer/in berechtigt und verpflichtet, alles in einer 
abflusslosen Sammelgrube anfallende Schmutzwasser bzw. allen in einer Kleinkläranlage anfallenden 
Schlamm – sofern nicht eine Einleitungsbeschränkung nach dieser Satzung besteht – der öffentlichen Ein-
richtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung zuzuführen. 

(4) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, soweit und solange der Anschluss oder die Benutzung 
technisch nicht möglich oder mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden oder der Verband 
an der Schmutzwasserbeseitigung durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseitigung ihm 
nicht zugemutet werden kann, gehindert ist. Der Verband kann den Anschluss bzw. die Benutzung zulas-
sen, wenn dies technisch möglich ist und der/die Grundstückseigentümer/in die Mehrkosten, die mit dem 
Anschluss an die bzw. der Benutzung der öffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseiti-
gung verbunden sind, übernimmt und auf Verlangen des Verbandes angemessene Sicherheit leistet. 

(5) Der Verband kann die Schmutzwasserbeseitigung unterbrechen, soweit dies zur Vornahme betriebsnot-
wendiger Arbeiten erforderlich ist. Der Verband hat jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit der 
Schmutzwasserbeseitigung unverzüglich zu beheben. 

(6) Der Verband ist berechtigt, die Schmutzwasserbeseitigung zu verweigern,   

a) wenn die Verweigerung erforderlich ist, um eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit der Allge-
meinheit abzuwenden, oder  

b) um zu gewährleisten, dass die Einleitungsbedingungen eingehalten werden, oder 

c) um zu gewährleisten, dass die Grundstücksentwässerungsanlage so betrieben wird, dass Störun-
gen anderer Grundstückseigentümer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Verbandes 
oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Wasserversorgung ausgeschlossen sind. 

Der Verband nimmt die Schmutzwasserbeseitigung unverzüglich wieder auf, sobald die Gründe für die 
Verweigerung entfallen sind. 

§4 Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang 

(1) Die Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang kann auf Antrag ausgesprochen werden, wenn 
der Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung 
oder ihre Benutzung für den/die Grundstückseigentümer/in unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls unzumutbar ist. Der Antrag soll schriftlich innerhalb von vier Wochen nach der Aufforde-
rung zum Anschluss bei dem Verband gestellt werden. Für Befreiungsanträge gilt § 7 Abs. 2 entsprechend. 
Der Verband kann bei Bedarf Unterlagen nachfordern. 
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(2) Die Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang ist unter dem Vorbehalt des Widerrufs und auf 
eine bestimmte Zeit auszusprechen. 

§5 Allgemeine Einleitungsbedingungen 

(1) Wenn eine Einleitung der Genehmigung nach § 57 WHG bedarf, treten die in dieser Genehmigung vorge-
gebenen Werte und Anforderungen an die Stelle der in dieser Satzung festgelegten Einleitungsbedingun-
gen, soweit diese über die in dieser Satzung festgelegten Einleitungsbedingungen hinausgehen. Eine auf-
grund § 57 WHG Genehmigung ersetzt im Übrigen nicht die Entwässerungsgenehmigung nach dieser Sat-
zung. Der/Die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, eine Ausfertigung der Genehmigung nach § 57 
WHG innerhalb eines Monats nach Zugang dem Verband auszuhändigen. 

(2) Werden von dem Grundstück Stoffe oder Abwasser in unzulässiger Weise in die öffentliche Einrichtung 
zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung eingeleitet, ist der Verband berechtigt, auf Kosten des/der 
Grundstückseigentümers/in die dadurch entstehenden Schäden in den zur öffentlichen Einrichtung gehö-
renden Anlagen zu beseitigen. 

(3) Entspricht eine Einleitung nicht mehr den jeweils geltenden Einleitungsbedingungen, ist der/die Grund-
stückseigentümer/in verpflichtet, die Einleitung entsprechend auf seine/ihre Kosten anzupassen. Der Ver-
band kann eine solche Anpassung verlangen und dafür eine angemessene Frist setzen. 

§6 Besondere Einleitungsbedingungen 

(1) In die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung dürfen keine Stoffe eingeleitet 
werden, die 

a) die zur öffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung gehörende Anlagen 
verstopfen oder zu Ablagerungen führen, 

b) giftige, übelriechende oder explosive Dämpfe oder Gase bilden, 

c) Bau- und Werkstoffe der öffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung in 
stärkerem Maße angreifen sowie 

d) die Abwasserreinigung und/oder die Schlammbeseitigung erschweren, 

e) die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung sonst gefährden oder ihren 
Betrieb erschweren, behindern oder beeinträchtigen, 

f) sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken,  

g) die öffentliche Sicherheit gefährden, 

h) das in der öffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung tätige Personal ge-
fährden oder 

i) die angeschlossenen Grundstücke gefährden. 

(2) Das Verbot nach Abs. 1 gilt insbesondere für folgende Stoffe: 

a) Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, Treber, Hefe, Borsten, Lederreste, Fasern, Kunst-
stoffe, Textilien, Feuchttücher, Hygieneartikel, grobes Papier u. ä. (diese Stoffe dürfen auch in 
zerkleinertem Zustand nicht eingeleitet werden); 

b) Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und später erhärtende 
Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen; 

c) Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut, Molke und Futterreste aus der Tierhaltung; 

d) Kaltreiniger oder ähnliche Stoffe, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten oder die Öl- und 
Fettabscheidung verhindern; 

e) Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzliche Öle und Fette einschließlich des durch diese 
Stoffe verunreinigten Waschwassers; 

f) Säuren und Laugen (zulässiger pH-Bereich 6,5 - 10), chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, 
Schwefelwasserstoff; Blausäure und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; Carbide, die 
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Acetylen bilden; ausgesprochen toxische Stoffe; Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und 
sonstigen privaten Behandlungsanlagen; 

g) Inhalte mobiler Toiletten mit Sanitärzusätzen; 

h) nicht desinfiziertes Schmutzwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und medizini-
schen Instituten; 

i) Grund-, Quell-, Drainage- und Kühlwasser; 

j) Medikamente und pharmazeutische Produkte; 

k) Schmutzwasser aus Schlachthöfen, deren Rückhaltesystem nicht den Anforderungen der Verord-
nung über das Inverkehrbringen von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und 
Pflanzenhilfsmitteln (Düngemittelverordnung – DüMV) in der jeweils gültigen Fassung entspricht; 

l) radioaktive Stoffe; 

m) Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Kläranlage oder des 
Gewässers führen; 

n) feuergefährliche oder explosive Stoffe; 

o) Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungs-
fähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung 
als gefährlich zu bewerten sind wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, 
polycyclische Aromate, Phenole; 

p) Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern 

q) Kondensate aus Feuerungsanlagen ab 100 kW. 

(3) Ausgenommen von Abs. 1 und 2 sind unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Schmutzwasser bzw. im in 
Kleinkläranlagen anfallenden Schlamm in der Art und in der Menge, wie sie auch im Schmutzwasser aus 
Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind. 

(4) Schmutzwasser darf, abgesehen von den übrigen Begrenzungen des Benutzungsrechts, nur eingeleitet 
werden, wenn es die in diesem Absatz genannten Einleitungswerte nicht überschreitet. § 5 Abs. 1 Satz 1 
bleibt unberührt. 

a) Allgemeine Parameter: 

aa) Temperatur: 35° C 

bb) pH-Wert: wenigstens: 6,5  

                         höchstens:  10,0  

b) Schwerflüchtige lipophile Stoffe: 300 mg/l   

c) Kohlenwasserstoffe: 

aa) Kohlenwasserstoffindex: 20 mg/l 

bb) Adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX): 1 mg/l 

cc) Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) als Summe aus Trichlorethen, Tetra-
chlorethen, Dichlormethan, 1,1,1-Trichlorethan, gerechnet als Chlor Cl: 0,5 mg/l  

d) Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst) 

aa) Arsen (As) 0,5 mg/l 

bb) Blei (Pb) 1,0 mg/l 

cc) Cadmium (Cd) 0,5 mg/l 

dd) Chrom-6-wertig (Cr) 0,2 mg/l 

ee) Chrom (Cr) 1,0 mg/l 

ff) Kupfer (Cu) 1,0 mg/l 

gg) Nickel (Ni) 1,0 mg/l 

hh) Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l 

ii) Selen (Se) 1,0 mg/l 
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jj) Zink (Zn) 5,0 mg/l 

kk) Zinn (Sn) 5,0 mg/l  

ll) Kobalt (Co) 2,0 mg/l 

mm) Silber (Ag) 0,5 mg/l 

nn) Antimon (Sb) 0,5 mg/l 

oo) Barium (Ba) 5,0 mg/l 
e) Anorganische Stoffe (gelöst) 

aa) Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak (NH4-N+NH3-N) mit 100 mg/l 
bb) Phosphor, gesamt (P) 50 mg/l 
cc) Sulfid (S) 2 mg/l 

f) Organische Stoffe 
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 1.000 mg/l   
 

(5) Für in Abs. 4 nicht aufgeführte Stoffe werden die Einleitungswerte im Bedarfsfall vom Verband festge-
setzt, wenn dies von der Menge oder der Beschaffenheit des einzuleitenden Schmutzwassers her er-
forderlich ist, um eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung sicherzustellen, soweit sie nicht als nach 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 festgesetzt gelten. 

(6) Die in Abs. 4 genannten Einleitungswerte gelten am Ort des Anfalls des Schmutzwassers oder vor der 
Vermischung mit anderem Abwasser. 

(7) Der Verband kann die Einhaltung der Einleitungswerte nach dieser Satzung jederzeit überprüfen (§ 13 
Abs. 1). Die Einleitungswerte beziehen sich auf die Analyse- und Messverfahren nach Anlage 1 der 
Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung – 
AbwV) in der jeweils gültigen Fassung oder gleichwertige Verfahren im Sinne von § 4 Abs. 2 AbwV. 

(8) Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht kommenden allgemein anerkannten Regeln der 
Technik Schmutzwasser zu verdünnen oder zu vermischen. 

§7 Pflicht zur Anzeige der Entwässerung 

(1) Der Anschluss an und das Einleiten des Schmutzwassers bzw. des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms in die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung bedürfen der Anzeige 
(Entwässerungsanzeige). Änderungen der Grundstücksentwässerungsanlage sowie der der Entwässe-
rungsanzeige zugrundeliegenden Schmutzwasserverhältnisse bzw. Verhältnisses des in Kleinkläranlagen 
anfallenden Schlamms bedürfen ebenfalls einer Anzeige. 

(2) Anzeigen nach Abs. 1 hat der/die Grundstückseigentümer/in in Textform vorzunehmen. 

(3) Der Verband kann den Anschluss an und das Einleiten des Schmutzwassers bzw. des in Kleinkläranlagen 
anfallenden Schlamms in die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung untersa-
gen, wenn die angezeigte Entwässerung nicht den Anforderungen dieser Satzung entspricht. 

(4) Er kann Untersuchungen der Beschaffenheit des Schmutzwassers und des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms, sofern dies zur Entscheidung über eine Untersagung der Entwässerung erforderlich erscheint. 
Die Kosten hat der/die Grundstückseigentümer/in zu tragen. 

(5) Die Entwässerungsanzeige gilt auch für und gegen die Rechtsnachfolger/innen des/der Grundstückseigen-
tümers/in. Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau oder Betrieb der Grund-
stücksentwässerungsanlage nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten.  

(6) Vor Ablauf von drei Monaten nach der Entwässerungsanzeige darf mit der Herstellung oder Änderung der 
Grundstücksentwässerungsanlage nur begonnen werden, wenn und soweit der Verband sein Einverständ-
nis erteilt hat. 
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§8 Anforderungen an die Entwässerungsanzeige 

(1) Die Entwässerungsanzeige ist zum Zeitpunkt der Stellung des Antrages auf Baugenehmigung oder Vor-
nahme der Bauanzeige bei dem Verband einzureichen. Bei allen anderen Vorhaben ist die Entwässerungs-
anzeige drei Monate vor deren geplantem Beginn einzureichen. 

Bei genehmigungsfreien Bauvorhaben nach § 62 NBauO ist die Entwässerungsanzeige mit dem Antrag auf 
Bestätigung der Gemeinde, dass die Erschließung im Sinne des § 30 BauGB gesichert ist, beim Verband 
vorzulegen. 

(2) Die Entwässerungsanzeige hat zu enthalten: 

a) Angaben über Art und Bemessung der Grundstücksentwässerungsanlage; 

b) Nachweis der wasserbehördlichen Einleitungserlaubnis für die Grundstücksentwässerungsanlage; 

c) einen mit Nordpfeil versehenen Lageplan des anzuschließenden Grundstücks im Maßstab nicht klei-
ner als 1:500 mit folgenden Angaben:  

- Gemarkung, Flur, Flurstück, Grundstücksgröße, Eigentümer,  
- Gemeinde/Ortsteil/Ortschaft, 
- Straße und Hausnummer,  
- vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf dem Grundstück,  
- Lage der Kleinkläranlage bzw. abflusslosen Sammelgrube,  
- Lage der Entwässerungsleitungen außerhalb des Gebäudes mit Schächten,  
- Anfahrts- und Entleerungsmöglichkeiten für das Entsorgungsfahrzeug 

d) eine Beschreibung des gewerblichen Betriebs, dessen Schmutzwasser bzw. in einer Kleinkläranlage 
anfallender Schlamm eingeleitet werden soll, nach Art und Umfang der Produktion und der Anzahl 
der Beschäftigten sowie des voraussichtlich anfallenden Schmutzwassers bzw. des voraussichtlich 
in einer Kleinkläranlage anfallenden Schlamms je nach Menge und Beschaffenheit; 

e) bei Grundstücksentwässerungsanlagen mit Vorbehandlungsanlagen Angaben über 

- Menge und Beschaffenheit des Schmutzwassers bzw. des in einer Kleinkläranlage anfallenden 
Schlamms, 

- Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungsanlage, 
- Behandlung und Verbleib von anfallenden Rückständen (z. B. Schlämme, Feststoffe, Leicht-

stoffe), 
- Anfallstelle des Schmutzwassers im Betrieb. 

(3) Schmutzwasserleitungen sind mit durchgezogenen, Niederschlagswasserleitungen mit gestrichelten Li-
nien darzustellen, Mischwasserleitungen strichpunktiert. Später auszuführende Leitungen sind zu punk-
tieren.  

Folgende Farben sind dabei zu verwenden: 
- für vorhandene Anlagen = schwarz  
- für neue Anlagen = rot  
- für abzubrechende Anlagen = gelb 

(4) Der Verband kann weitere Unterlagen fordern, wenn diese zur Beurteilung der Entwässerungsanlage er-
forderlich sind. 

(5) Für die Anzeige von Änderungen der Grundstücksentwässerungsanlage oder der der Entwässerungsan-
zeige zugrundeliegenden Schmutzwasserverhältnisse bzw. Verhältnisse des in Kleinkläranlagen anfallen-
den Schlamms nach § 7 Abs. 1 Satz 2 gelten Abs. 1 bis Abs. 4 entsprechend. 

§9 Bau und Betrieb von abflusslosen Sammelgruben und Kleinkläranlagen 

(1) Abflusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen sind von dem/der Grundstückseigentümer/in nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik und nach den Bestimmungen dieser Satzung auf eigene Kosten 
zu errichten und zu betreiben. 
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(2) Abflusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen sind so anzulegen und vorzuhalten, dass sie von den ein-
gesetzten Entsorgungsfahrzeugen ungehindert angefahren und entleert werden können. 

(3) Andere Anlagen als abflusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen sowie abflusslose Sammelgruben 
und Kleinkläranlagen, deren Inhalt der Nachweispflicht als Abfall gemäß der Nachweisverordnung 
(NachwV) unterliegt, werden vom Verband nicht entleert. 

(4) Wenn auf einem Grundstück Krankheitsfälle auftreten, die gemäß dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) oder 
auf dessen Grundlage erlassener Rechtsvorschriften der zuständigen Behörde angezeigt werden müssen 
und deren Erreger durch den Grubeninhalt übertragen werden können, so hat der/die Grundstückseigen-
tümer/in den Inhalt der abflusslosen Sammelgrube oder Kleinkläranlage vor der Entleerung desinfizieren 
zu lassen. 

§10 Besondere Regelungen für abflusslose Sammelgruben 

(1) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf vom Verband oder durch von ihm Beauftragte entleert. 
Mehrkammerabsetzgruben müssen nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich, entleert werden. 
Mehrkammerausfaulgruben müssen mindestens im zweijährigen Abstand entleert werden. Der/die 
Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, damit eine Entleerung rechtzei-
tig erfolgen kann. Insbesondere hat er/sie die Notwendigkeit einer Entleerung gegenüber dem Verband 
rechtzeitig – mindestens drei Wochen vorher – anzuzeigen. 

(2) Der Verband oder von ihm Beauftragte geben die Entleerungstermine bekannt. Die Bekanntgabe kann 
öffentlich geschehen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, 
dass die Entleerung zum festgesetzten Zeitpunkt erfolgen kann. 

§11 Besondere Regelungen für Kleinkläranlagen 

(1) Kleinkläranlagen werden vom Verband oder durch von ihm Beauftragte bedarfsgerecht und nach den an-
erkannten Regeln der Technik entleert. 

(2) Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms ist, 
dass durch den/die Grundstückseigentümer/in die Durchführung regelmäßiger fachgerechter Messun-
gen/Untersuchungen sichergestellt wird, anhand derer die Notwendigkeit einer Abfuhr des in der Klein-
kläranlage angefallenen Schlamms beurteilt werden kann. Diese haben nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik, jedoch mindestens einmal im Jahr, zu erfolgen. Die Ergebnisse dieser Messungen/Un-
tersuchungen sind dem Verband innerhalb von 14 Tagen mitzuteilen. 

(3) Eine Entleerung der Vorklärung hat bedarfsgerecht zu erfolgen. 

(4) Der Verband oder von ihm Beauftragte geben die Entleerungstermine bekannt. Die Bekanntgabe kann 
öffentlich geschehen. Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, 
dass die Entleerung zum festgesetzten Zeitpunkt erfolgen kann. 

§12 Vorbehandlungsanlagen 

(1) Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser bzw. der in Kleinkläranlagen anfallende 
Schlamm nicht den Anforderungen dieser Satzung entspricht, so hat der/die Grundstückseigentümer/in 
geeignete Vorbehandlungsanlagen zu erstellen und zu betreiben.  

(2) Vorbehandlungsanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die Schädlichkeit des Schmutzwassers 
bzw. des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms so gering gehalten wird, wie das bei Anwendung der 
jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik möglich ist. Enthält das Schmutz-
wasser Stoffe im Sinne von § 6 Abs. 1 oder 2 und liegt kein Fall des § 6 Abs. 3 vor, ist eine Vorbehandlung 
nach dem Stand der Technik erforderlich. 

(3) Hinter der Vorbehandlungsanlage muss in der Ablaufleitung eine Probeentnahmestelle vorhanden sein. 

(4) Die in der Vorbehandlungsanlage anfallenden Leichtstoffe, Feststoffe oder Schlämme hat der/die Grund-
stückseigentümer/in rechtzeitig und regelmäßig zu entnehmen.  
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(5) Der Verband kann verlangen, dass der/die Grundstückseigentümer/in eine Person bestimmt und dem 
Verband in Textform benennt, die für die Bedienung der Vorbehandlungsanlage verantwortlich ist. Ein 
Wechsel der Person ist dem Verband anzuzeigen.  

§13 Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage 

(1) Der Verband ist berechtigt, jederzeit die Grundstücksentwässerungsanlagen darauf zu überprüfen oder 
überprüfen zu lassen, ob die Einleitungsbedingungen sowie die sonstigen Bestimmungen dieser Satzung 
eingehalten werden. Er kann zu diesem Zweck auch jederzeit Proben des Schmutzwassers und des in 
Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms entnehmen und untersuchen. Die Kosten für diese Überwa-
chungsmaßnahmen hat der/die Grundstückseigentümer/in zu tragen.  

Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Schächte, In-
spektionsöffnungen und Rückstausicherungen müssen zugänglich sein. 

§14 Anzeigepflichten 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwanges (§ 3) so hat der/die Grundstück-
seigentümer/in dies unverzüglich dem Verband mitzuteilen. 

(2) Gelangen Stoffe im Sinne von § 6 Abs. 1 oder Abs. 2 oder sonst gefährliche oder schädliche Stoffe in die 
Grundstücksentwässerungsanlage oder in die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbe-
seitigung, so hat der/die Grundstückseigentümer/in dies dem Verband unverzüglich – mündlich oder fern-
mündlich, anschließend zudem schriftlich – mitzuteilen. 

(3) Der/die Grundstückseigentümer/in hat Betriebsstörungen oder Mängel an der Grundstücksentwässe-
rungsanlage unverzüglich – mündlich oder fernmündlich, anschließend zudem schriftlich – dem Verband 
mitzuteilen. 

(4) Beim Wechsel des Eigentums an einem Grundstück hat der/die bisherige Grundstückseigentümer/in die 
Rechtsänderung unverzüglich dem Verband mitzuteilen. Zu dieser Mitteilung ist auch der/die neue Grund-
stückseigentümer/in verpflichtet.  

(5) Wenn Art und Menge des Schmutzwassers bzw. des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms sich er-
heblich ändern, so hat der/die Grundstückseigentümer/in oder der/die Nutzer/in dies unverzüglich dem 
Verband mitzuteilen. 

(6) Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, dem Verband die für die Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage und des Schmutzwassers bzw. des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen. 

§15 Zutrittsrechte 

(1) Der/die Grundstückseigentümer/in hat dem Verband und Beauftragten des Verbandes zur Beseitigung 
von Störungen sowie zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung jederzeit un-
gehindert Zutritt zu allen auf dem Grundstück befindlichen, der Schmutzwasserbeseitigung dienenden 
Anlagen sowie den Schmutzwasseranfallstellen zu gewähren. 

(2) Der/die Grundstückseigentümer/in hat dem Verband und den von ihm Beauftragten zum Zwecke der Ent-
leerung der abflusslosen Sammelgruben und Kleinkläranlagen ungehindert Zutritt zu seinem Grundstück 
zu gewähren. 

§16 Befreiungen 

(1) Der Verband kann von Bestimmungen dieser Satzung, soweit sie keine Ausnahme vorsehen, Befreiung 
erteilen, wenn die Durchführung der Bestimmungen im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde und die Befreiung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie steht unter dem 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 
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§17 Haftung 

(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln entstehen, haftet 
der/die Verursacher/in. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schädliches Abwasser oder 
sonstige Stoffe in die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung eingeleitet wer-
den. Ferner hat der/die Verursacher/in den Verband von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die andere 
deswegen bei ihm geltend machen. 

(2) Der/die Grundstückseigentümer/in haftet außerdem neben dem/der Verursacher/in für alle Schäden und 
Nachteile, die dem Verband durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr 
vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. 

(3) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen dieser Satzung die Erhöhung der Abwasserabgabe 
(§ 4 Abs. 4 AbwAG) verursacht, hat dem Verband den erhöhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten. 

(4) Mehrere Verursacher/innen haften als Gesamtschuldner/innen. 

(5) Im Übrigen ist die Haftung des Verbandes sowie seiner Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft 
verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
herbeigeführt wurde; dies gilt nicht bei 

a) Schäden aus Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, 

b) der schuldhaften Verletzung wesentlicher Pflichten aus dem Schmutzwasserbeseitigungsverhält-
nis, d. h. solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Rechtsverhält-
nisses überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der/die Grundstückseigentümer/in re-
gelmäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten). 

(6) Im Falle einer Verletzung wesentlicher Pflichten aus dem Schmutzwasserbeseitigungsverhältnis, welche 
nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung des Verbandes sowie 
seiner Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen auf den Schaden, den der Verband bei Erlass der Satzung als 
mögliche Folge der Pflichtverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der Umstände, die 
er kannte oder kennen musste, hätte voraussehen müssen. 

(7) Die Haftung des Verbandes nach zwingenden gesetzlichen Regelungen bleibt unberührt. Der/die Grund-
stückseigentümer/in hat dem Verband einen Schaden unverzüglich mitzuteilen. 

(8) Wenn bei der Entleerung von abflusslosen Sammelgruben oder der Entleerung von Kleinkläranlagen trotz 
erfolgter Anmeldung zur Entleerung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnot-
wendiger anderer Arbeiten die Entleerung erst verspätet durchgeführt werden kann oder eingeschränkt 
bzw. unterbrochen werden muss, hat der/die Grundstückseigentümer/in keinen Anspruch auf Schadens-
ersatz. 

§18 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) i. V. m. § 4 Abs. 1 Satz 2 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Wasserverbandsge-
setz (Nds. AGWVG) in der jeweils gültigen Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

a) entgegen § 3 Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öffentliche Einrichtung zur dezentra-
len Schmutzwasserbeseitigung anschließen lässt; 

b) entgegen § 3 Abs. 3 das bei ihm anfallende Schmutzwasser nicht in die öffentliche Einrichtung zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung einleitet; 

c) entgegen § 5 oder § 6 Abwasser oder Stoffe einleitet, die einem Einleitungsverbot unterliegen 
oder nicht den Einleitungswerten entsprechen; 

d) entgegen § 8 den Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche Einrichtung zur dezentralen 
Schmutzwasserbeseitigung oder die Änderung nicht anzeigt; 

e) entgegen § 9 Abs. 2 die Entleerung behindert; 
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f) entgegen § 10 Abs. 1 die rechtzeitige Anzeige der Notwendigkeit einer Entleerung unterlässt oder 
die Entleerung selbst vornimmt oder durch nicht von dem Verband beauftragte Dritte vornehmen 
lässt; 

g) entgegen § 11 Abs. 1 die Entleerung selbst vornimmt oder durch nicht von dem Verband beauf-
tragte Dritte vornehmen lässt;  

h) entgegen § 12 eine Vorbehandlungsanlage nicht oder nicht ordnungsgemäß betreibt; 
i) entgegen § 14 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht unverzüglich erfüllt; 

j) entgegen § 15 dem Verband und dessen Beauftragten nicht ungehindert Zutritt zu den auf dem 
Grundstück befindlichen Anlagen gewährt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 5.000 Euro geahndet werden. 

§19 Übergangsregelung 

(1) Vor Inkrafttreten der Satzung erfolgte Anzeigen der Entwässerung gelten als Entwässerungsanzeigen im 
Sinne dieser Satzung. 

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Voraussetzungen der Anschlussverpflichtung gegeben 
sind und das Grundstück noch nicht an die öffentliche Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbesei-
tigung angeschlossen ist, ist die Entwässerungsanzeige gemäß § 8 dieser Satzung spätestens sechs Monate 
nach ihrem Inkrafttreten einzureichen. 

§20 Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die dezentrale Schmutzwasser-
beseitigung des Oldenburgisch Ostfriesischen Wasserverbandes vom 01.11.2022 außer Kraft. 
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Anlage 

Anlage – Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverband (Verband) 
und der jeweiligen Mitgliedsgemeinde 

Gemeinde Ba-
kum 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Bakum durch den OOWV vom 
11.12.2000 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 11.12.2000, 
unterzeichnet am 21.12.2021/12.01.2022 

Gemeinde 
Barßel 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Barßel durch den OOWV vom 
05.07.2004 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 05.07.2004, 
unterzeichnet am 10.05./18.05.2021 

Stadt Bassum Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Bassum durch den OOWV vom 
19.12.2000 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 19.12.2000, 
unterzeichnet am 20.07./22.07.2021 

Gemeinde 
Berne 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Berne durch den OOWV vom 
03.12.1998 

Ergänzungsvereinbarung zum Aufgabenübertra-
gungsvertrag vom 03.12.1998, unterzeichnet 
am 28.06./04.07.2022 

Gemeinde Bö-
sel 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Bösel durch den OOWV vom 
20.10.2000 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 20.10.2000, 
unterzeichnet am 24.02./02.03.2021 

Stadt Brake Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Brake durch den OOWV vom 31.08.2000 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 31.08.2000, 
unterzeichnet am 26.07./01.08.2021 

Gemeinde 
Butjadingen 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Butjadingen durch den OOWV 
vom 20.12.2000 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 20.12.2000, 
unterzeichnet am 09.07./14.07.2021 

Gemeinde 
Cappeln 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Cappeln durch den OOWV vom 
03.12.2008 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 03.12.2008, 
unterzeichnet am 31.03./07.04.2021 

Stadt Damme Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Damme durch den OOWV vom 
01.07.2004 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 01.07.2004, 
unterzeichnet am 21.10./28.10.2021 

Stadt Dinklage Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Dinklage durch den OOWV vom 
26.07.2005 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 26.07.2005, 
unterzeichnet am 28.12.2021/12.01.2022 

Stadt Elsfleth Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Elsfleth durch den OOWV vom 
16.12./21.12.1998 

Ergänzungsvereinbarung zum Aufgabenübertra-
gungsvertrag vom 29.03.1999, unterzeichnet 
am 24.02./02.03.2021 
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Samtge-
meinde Esens 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Samt-
gemein-de Esens durch den OOWV vom 
22.12.1999 

Ergänzungsvereinbarung zum Aufgabenübertra-
gungsvertrag vom 22.12.1999, unterzeichnet 
am 05.10. /07.10.2022. 

Gemeinde Es-
sen (Oldb.) 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Essen (Oldb.) durch den OOWV 
vom 24.06.1999 

Ergänzungsvereinbarung zum Aufgabenübertra-
gungsvertrag vom 24.06.1999, unterzeichnet 
am 25.03./31.03.2021 

Gemeinde 
Ganderkesee 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Ganderkesee durch den OOWV 
vom 22.04.2005 

Ergänzungsvereinbarung zum Aufgabenübertra-
gungsvertrag vom 22.04.2005, unterzeichnet 
am  20.07./26.07.2021 

Gemeinde Ha-
gen im Bremi-
schen 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Hagen im Bremischen durch den 
OOWV vom 19.11.2002 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 19.11.2002, 
unterzeichnet am 21.01./25.01.2021 

Gemeinde 
Hatten 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Hatten durch den OOWV vom 
21.02.2008 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 21.02.2008, 
unterzeichnet am 17.09./05.11.2021 

Gemeinde 
Holdorf 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Holdorf durch den OOWV vom 
16.12.2003 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 16.12.2003, 
unterzeichnet am 19.10./21.10.2021 

Gemeinde 
Hude 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Hude durch den OOWV vom 
28.10.1998 

Ergänzungsvereinbarung zum Aufgabenübertra-
gungsvertrag vom 28.10.1998, unterzeichnet 
am 04.08./09.08.2021 

Gemeinde 
Jade 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Jade durch den OOWV vom 
26.11.2004 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 26.11.2004, 
unterzeichnet am 10.08./23.08.2021 

Gemeinde 
Lastrup 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Lastrup durch den OOWV vom 
07.05.2004 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 07.05.2004, 
unterzeichnet am 12.07./19.07.2021 

Gemeinde 
Lemwerder 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Lemwerder durch den OOWV 
vom 01.03.2005 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 01.03.2005, 
unterzeichnet am 20.07./26.07.2021 

Gemeinde Lin-
dern 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Lindern durch den OOWV vom 
02.12.2008 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 02.12.2008, 
unterzeichnet am 28.04./05.05.2021 

Stadt Lohne Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Lohne durch den OOWV vom 25.11.2004 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 25.11.2004, 
unterzeichnet am 24.01./07.02.2022 
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Gemeinde 
Molbergen 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Molbergen durch den OOWV 
vom 15.12.2003 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 15.12.2003, 
unterzeichnet am 10.05./18.05.2021 

Stadt Olden-
burg 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Oldenburg durch den OOWV vom 
20.12.2000 

Ergänzungsvereinbarung zum Aufgabenübertra-
gungsvertrag vom 20.12.2000, unterzeichnet 
am 15.07./04.08.2021 

Gemeinde 
Ovelgönne 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Ovelgönne durch den OOWV vom 
01.11.2001 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 01.11.2001, 
unterzeichnet am 27.05./31.05.2021 

Gemeinde Sa-
terland 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Saterland durch den OOWV vom 
29.11.2004 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 29.11.2004, 
unterzeichnet am 01.07./07.07.2021 

Gemeinde 
Stadland 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Stadland durch den OOWV vom 
03.03.2000 

Ergänzungsvereinbarung zum Aufgabenübertra-
gungsvertrag vom 03.03.2000, unterzeichnet 
am 05.03./26.04.2021 

Gemeinde 
Südbrookmer-
land 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Südbrookmerland durch den 
OOWV vom 17.12.2002 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 17.12.2002, 
unterzeichnet am 08.07./13.07.2022 

Stadt Twistrin-
gen 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Twistringen durch den OOWV vom 
07.07.2003 

Vereinbarung über die Übernahme der 
Niederschlags- und Oberflächenentwäs-
serung der Stadt Twistringen durch den 
OOWV im Rahmen der bestehenden Mit-
gliedschaft vom 09.11.2007 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 07.07.2003, 
unterzeichnet am 29.06./07.07.2021 

Stadt Varel Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Stadt 
Varel durch den OOWV vom 09.10.2006 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 09.10.2006, 
unterzeichnet am 23.11./30.11.2021 

Gemeinde 
Wangerland 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Wangerland durch den OOWV 
vom 12.07.2001 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Niederschlags- und Oberflächen-
entwässerung der Gemeinde Wangerland 
durch den OOWV vom 23.10.2020 

Klarstellungs- und Ergänzungsvereinbarung zum 
Aufgabenübertragungsvertrag vom 12.07.2001, 
unterzeichnet am 27.04./05.05.2021 

Samtge-
meinde 
Barnstorf 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Samt-
gemeinde Barnstorf durch den OOWV 
vom 04.12.2023 
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1. Satzung zur Änderung der Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes  
über die Erhebung von Verwaltungskosten (Verwaltungskostensatzung)  

vom 01.11.2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes über die Erhebung von Verwaltungskosten 
(Verwaltungskostensatzung) vom 01.11.2022 wird wie folgt geändert: 

I. Änderung des Kostentarifs 

Nach Nr. 1 wird eine neue Nr. 1 a eingefügt:  

 Art der Amtshandlung Einheit Gebühr 

   mindestens höchstens 

1a Änderung der Entwässerungsgenehmigung 
durch Anordnung Einbau einer Vorbehand-
lungsanlage 

Vorgang 319,00 € 319,00 € 

 

II. Änderung der Anlage 

Die Anlage wird wie folgt ergänzt:  

Samtgemeinde 
Barnstorf 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Samt-
gemeinde Barnstorf durch den OOWV 
vom 04.12.2023. 

 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
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1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Abwälzung der Abwasserabgabe  
des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes vom 01.11.2022 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

Die Satzung des Oldenburgisch-Ostfriesischen Wasserverbandes über die Abwälzung der Abwasserabgabe vom 
01.11.2022 wird wie folgt geändert: 

Die Anlage wird wie folgt ergänzt:  

Samtgemeinde 
Barnstorf 

Vertrag zur Übernahme und Durchfüh-
rung der Abwasserbeseitigung der Samt-
gemeinde Barnstorf durch den OOWV 
vom 04.12.2023. 

 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
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ZVBN 

Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (ZVBN) 
- Erlass einer allgemeinen Vorschrift in Form einer Satzung – 

Die Verbandsversammlung des Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (ZVBN) hat in ihrer Sit-
zung am 14. Dezember 2023 den Erlass einer Allgemeinen Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Satzung des ZVBN über die Festsetzung des Deutschlandtarifs als Höchst-
tarif für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis 30. April 2024 wie nachfolgend beschlossen. 

Die allgemeine Vorschrift in Form einer Satzung wird gemäß § 11 Absatz 3 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) unter folgendem Link: https://www.zvbn.de/bibliothek/ auf der Homepage des ZVBN 
bereitgestellt. 

Bremen, den 15. Dezember 2023 

Reiner Bick 
stellv. Geschäftsführer 

 

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2  
der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071  

des Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (ZVBN) 
über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif  

vom 1. Januar 2024 bis zum 30. April 2024 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 eingeführte Deutschlandticket als digitales und 
deutschlandweit gültiges Angebot für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 2023 hinaus-
fortzuführen. Das bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfachen und 
günstigen Angebot die Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen attraktiven ÖPNV dar. 

Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets ein-
schließlich des Ermäßigungstickets im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV nach 
Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner 
Vorschriften zu regeln. 

Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 1. Januar 
2024 sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt der Zweckverband Verkehrsver-
bund Bremen/Niedersachsen (ZVBN) eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Satzung. Die allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemeinwirt-
schaftliche Verpflichtung der im Linienbündel Ammerland Süd tätigen Verkehrsunternehmen des allgemeinen 
ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden 
finanziellen Nachteile nach Maßgabe der Richtlinie über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich 
nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket 
im Jahr 2024 in Niedersachsen vom 20. Dezember 2023 (im Folgenden: Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutsch-
landticket ÖPNV 2024). Hierdurch werden die Vorgaben zum Deutschlandticket bezogen auf das Zuständigkeits-
gebiet des ZVBN umgesetzt.  

Die allgemeine Vorschrift gilt im Rahmen des ZVBN-Gebiets für das Linienbündel Ammerland Süd, da die Ver-
kehrsleistungen dort noch eigenwirtschaftlich erbracht werden. Mit der allgemeinen Vorschrift soll somit zu-

                                                           
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentliche 
Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. 
Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonen-
verkehrsdienste (ABl. L 354/22). 

https://www.zvbn.de/bibliothek/
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nächst befristet bis zum 30. April 2024 eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, um die hierfür vom Land Nie-
dersachsen dem ZVBN bereitgestellten Ausgleichsleistungen unter Wahrung der Eigenwirtschaftlichkeit im Li-
nienbündel Ammerland Süd weiterzuleiten. Alle übrigen Verkehrsleistungen im ZVBN-Gebiet werden gemein-
wirtschaftlich erbracht, sodass die Umsetzung und Finanzierung des Deutschlandtickets flächendeckend über 
die bestehenden öffentliche Dienstleistungsaufträge geregelt werden. 

Satzung 

§ 1 Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes 
(PBefG), Artikel 4 und 5 des Niedersächsischen Nahverkehrsgesetzes (NNVG) in Verbindung mit dem 
Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen über Zweckver-
bände, öffentlich-rechtliche Vereinbarungen, kommunale Arbeitsgemeinschaften und Wasser- und Bo-
denverbände vom 23. Februar 1971 und der Verbandssatzung für den Zweckverband Verkehrsverbund 
Bremen / Niedersachsen (ZVBN), sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der ZVBN die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des 
Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) 
und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beför-
derung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket. 

§ 2 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 

(1) Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Absatz 3) öffent-
liche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während der Laufzeit 
dieser allgemeinen Vorschrift (dazu § 7) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisie-
rungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß 
den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend Absatz 2 anzuerkennen (im Folgenden Tarifan-
erkennung oder Tarifanerkennungspflicht).  

(2) Die Tarifanerkennung im Sinne von Absatz 1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gülti-
gen Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den Tarifbe-
stimmungen Deutschlandticket in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinie-
rungsrat.html), ohne dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des 
Deutschlandtickets verpflichtet die Verkehrsunternehmen nicht zum Vertrieb. Die Verkehrsunternehmen 
sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt und verpflichtet, 
an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket (vergleiche Beschluss-
fassung für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandti-
cket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mo-
bil.nrw/koordinierungsrat.html)) teilzunehmen. Entsprechend sind die hierfür erforderlichen Daten be-
reitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls 
diese Ansprüche überschießenden Einnahmen abzugeben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus 
dem Deutschlandticket kein Nachteilsausgleich in Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-
Einnahmewert des jeweiligen Jahres gemäß der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 
2024 übersteigende Betrag abzuführen. Konkretisierungen und ausführende Bestimmungen zum Leipzi-
ger Modellansatz und der Einnahmeaufteilung sind entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen 
sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Ta-
rifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei entsprechenden Tarifanträ-
gen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem möglichen und 
erforderlichen Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken 
und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend den 
bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte 
zu gewährleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind ein-
zuhalten.  
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(3) Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das Linienbündel Am-
merland Süd, mithin den Verlauf sämtlicher darin enthaltenen Linien(abschnitte), für die der ZVBN unter 
Berücksichtigung von bestehenden Regelungen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit benachbarten 
zuständigen Behörden die Befugnis als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den allgemeinen ÖPNV innehat.  

§ 3 Ausgleichsleistungen 

(1) Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Ausgleichs-
leistungen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden finanziellen Nach-
teile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situation mit Aner-
kennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall) und der Situation mit Anwendung der bis dahin geltenden Ta-
rife (Ohne-Fall) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils verbundenen positiven und negativen 
Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu beachten. 

(2) In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Nummern 5.4.1 bis 5.4.6 der 
Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024.  

(3) Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte in den Monaten Januar 2019 bis 
April 2019 ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung 
von Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte 
Prognosedaten zulässig. Diese Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten 
zur Nutzung mit dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren validiert 
werden.  

1. Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbeson-
dere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermaßen auch 
für weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des ZVBN oder Drit-
ter, die für das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelun-
gen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschrif-
ten, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt 
werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichsleistungen im 
Rahmen der Nachweisführung (dazu § 4) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzustellen. 

2. Der ZVBN kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelungen treffen. 

(4) Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf den finan-
ziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit 
dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

1. Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift ent-
spricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und negati-
ven) Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift 
in Bezug auf das Deutschlandticket. Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit eine Auf-
stellung aller Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf 
die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz des Mit-Falls und des Ohne-Falls entspre-
chend Absatz 1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen können berücksichtigt werden, so-
weit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten sich 
ebenfalls nach Absatz 1. 

2. Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden vorliegend wie folgt ge-
währleistet: 

a. Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nummer 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 sind einzuhalten.  

b. Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nummer 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 gilt Nummer 4. 
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3. Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkompensation 
im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Vermeidung einer Überkom-
pensation wird unter Beachtung der Vorgaben von Nummer 6 des Anhangs in Bezug auf den angemes-
senen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die Überkompensationskontrolle ist jährlich durchzuführen. Die 
Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets 
nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein angemessener Gewinn von 4,5 Prozent 
vom Umsatz für die zugrunde liegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Zum Nachweis einer nicht vor-
handenen Überkompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des 
finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vor-
schrift in Bezug auf das Deutschlandticket entsprechend Absatz 5 Nummer 1 differenziert nach ge-
meinwirtschaftlichen Verkehren und eigenwirtschaftlichen Verkehren bis zum 31. Januar 2026 vorzu-
legen. Als Ergebnis der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe 
dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuweisen. Die Richtigkeit dieser 
Aufstellung ist bezogen auf jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem Steuerberater oder Wirt-
schaftsprüfer zu bescheinigen. Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkompensation festgestellt wer-
den, hat das Verkehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzuläs-
sigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzahlen.  

§ 4 Darlegungs- und Nachweispflichten 

(1) Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen 
Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleistungen 
bezogen auf den geografischen Geltungsbereich gemäß § 2 Absatz 3. Es ist verpflichtet, sämtliche für die 
Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu 
machen.  

(2) Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle selbst 
oder im Namen des Verkehrsunternehmen erfolgten Verkäufe des Deutschlandtickets unmittelbar an die 
in Nummer 6.3 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 benannte Clearingstelle 
zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die selbst oder im Namen des Verkehrsunter-
nehmen erfolgten Verkäufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats unmittel-
bar an die in Nummer 6.3 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 benannte Clea-
ringstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die vorläufigen Soll-Einnahmen in-
klusive tariflicher Fortschreibung gemäß Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 an 
die in Nummer 6.3 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 benannte Clearing-
stellte einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024 zu melden. Die Mel-
dung muss den technischen Voraussetzungen entsprechen, die von der in Nummer 6.3 der Richtlinie Bil-
ligkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 benannten Clearingstelle vorgegeben werden 
(https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). Die Verkehrsunternehmen können sich eines Drit-
ten bedienen, der die Meldung im Namen der Verkehrsunternehmen vornimmt. Der ZVBN erhält eine 
Abschrift der Meldung. 

(3) Für die Antragstellung des ZVBN beim Land Niedersachsen gemäß Nummer 7.1 der Richtlinie Billigkeits-
leistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 am 30. September 2024 sind von den Verkehrsunternehmen 
fristgerecht vorzulegen: 

1. Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleistungen auf Grundlage 
der in Nummer 5.4 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 genannten Be-
rechnungsmethode;  

2. Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß Nummer 5.4.1 der Richtlinie Bil-
ligkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 sowie weitere begründete Unterlagen; sofern ent-
sprechende Daten von der Verbundorganisation nicht zur Verfügung gestellt werden, hat das Ver-
kehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begründende Daten selbst vorzulegen. 

Sollten die Verkehrsunternehmen von ihrem Recht nach Nummern 3.3 und 3.4 der Richtlinie Billigkeits-
leistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 Gebrauch gemacht haben, sind dem ZVBN die vom Verkehrsun-
ternehmen bei der Bewilligungsbehörde eingereichten Unterlagen vorzulegen. 
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(4) Vorzulegen sind endgültig bis zum 30. September 2025 die nachfolgend aufgeführten Daten und Nach-
weise (Daten für den Nachweis des ZVBN gegenüber dem Land Niedersachsen bis zum 31. März 2026 nach 
Nummer 6.4 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024). Auf Anforderung sind die 
zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgülti-
gen Daten und Nachweise das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, 
dies jedoch zum 30. September 2025 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare 
Stand der Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine spätere Kor-
rektur findet ungeachtet der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt. 

1. Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis April 2019 sind die nachfolgenden Daten und Nach-
weise vorzulegen: 

a. die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangsta-
rife, landesweite Tarife, Haustarife), in dem das Verkehrsunternehmen tätig ist; 

b. die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Er-
löse differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätz-
lich anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis 
April 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern; 

c. Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Ja-
nuar bis April 2019 und die Einnahmenaufteilung sowohl für die hochgerechneten als auch für 
die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderun-
gen aus Vertriebsprovisionen. 

2. Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2024 bis April 2024 hochge-
rechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen: 

a. für die im Referenzzeitraum (§ 4 Absatz 4 Nummer 1) bestehenden Kartenarten und Preisstufen 
die jeweilige Höhe des Tarifs;  

b. soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder es sich 
um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt, die mittels der aus der Berechnung nach 
Nummer 5.4.1.1 Satz 1 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 2024 abge-
leiteten durchschnittlichen prozentualen Tarifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen 
rechnerischen Tarifs; 

c. die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2025; 

d. der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern für die Zeit 
von Januar 2024 bis April 2024 und das Verhältnis zum Referenzzeitraum des Kalenderjahres 
2019.  

3. Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf den Zeitraum von 
Januar 2024 bis April 2024 vorzulegen: 

a. die ermittelten, anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2024 bis 
April 2024; 

b. Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung; auf Anforde-
rung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 

c. Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur Einnahmenaufteilung bei Ge-
meinschaftstarifen einschließlich der Zuordnung zum jeweils für den öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrag oder den eigenwirtschaftlichen Verkehr maßgeblichen Zuständigkeitsgebiet für die 
Monate Januar 2024 bis April 2024; sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst 
eine vorläufige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung beizu-
bringen; der Nachweis ist in diesem Fall schnellstmöglich nachzureichen; 

d. soweit Nummer 5.4.1.1 Satz 6 der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket ÖPNV 
2024 (Tarifdeckel) Anwendung findet, ist eine transparente Überleitungsrechnung der Soll- 
und Ist-Einnahmen vorzulegen; 
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e. Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets ent-
standenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Richtlinie Billigkeitsleistungen 
Deutschlandticket ÖPNV 2024 ausgeglichen werden; 

f. Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf 
Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX; 

g. Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften;  

h. Nachweise über positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in Bezug auf 
Vertriebsprovisionen, die sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets für die Monate 
Januar 2024 bis April 2024 ergeben. 

(5) Der ZVBN kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und Nachweise verlangen, so-
weit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach der Richtlinie Billigkeitsleistungen Deutschlandticket 
ÖPNV 2024 oder insbesondere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommis-
sion oder des Obersten Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter den Absätzen 2 bis 4 genann-
ten sowie darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vor-
gelegt, kann die Ausgleichsleistung ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszah-
lungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

(6) Der ZVBN kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift beizu-
bringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm 
bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist 
verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

(7) Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie personenbezogenen 
Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils geltenden Richtli-
nien Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. 
Bei Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen und dem 
ZVBN getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und Da-
ten sowie für die hierfür geltenden Fristen. 

§ 5 Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

(1) Der ZVBN leiten die Ausgleichsleistungen, die er in Bezug auf die Verkehrsleistungen des Linienbündels 
Ammerland Süd vom Land Niedersachsen erhält, auf formlosen Antrag der Verkehrsunternehmen auf Ba-
sis eines Bewilligungsbescheids an diese weiter. Bei Bedarf ergeht zunächst ein vorläufiger Bewilligungs-
bescheid, der später durch einen endgültigen Bewilligungsbescheid ersetzt wird. Der endgültige Bewilli-
gungsbescheid ergeht erst nach erfolgter Schlussabrechnung 2024 im Zuge der Verwendungsnachweis-
führung zwischen dem ZVBN und dem Land Niedersachsen. Die Modalitäten der Auszahlung werden je-
weils im Bewilligungsbescheid näher geregelt.  

(2) Der ZVBN gewährt dem Verkehrsunternehmen auf Grundlage der Prognoserechnungen nach § 5 Abs. 3 
Abschlagszahlungen der aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets zu erwartenden Mindereinnah-
men, sofern er entsprechende Mittel auf Basis von Nummer 7.4 der Richtlinie Billigkeitsleistungen 
Deutschlandticket ÖPNV 2024 vom Land Niedersachsen erhalten hat. Voraussetzung für die Gewährung 
von Abschlagszahlungen ist der Eingang des Antrags des Verkehrsunternehmens nach Absatz 1; eine ge-
sonderte Antragstellung für die Abschlagszahlung ist nicht erforderlich. 

(3) Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift erfolgt 
unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen nach Absatz 2. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichs-
leistungen beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen bzw. zum Umgang mit Überzahlungen (Rück-
erstattung oder Verrechnung) einschließlich etwaiger Verzinsungen.  

§ 6 Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

(1) Der ZVBN ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen be-
richtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007.  
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(2) Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift 
stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, 
denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf 
Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen. 

§ 7 Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

(1) Diese allgemeine Vorschrift tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.  

(2) Diese allgemeine Vorschrift tritt mit Ablauf des 30. April 2024 außer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens 
über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Jahr 2024 wird auch nach dem Außerkrafttreten 
gemäß Satz 1 nach den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere Erfüllung 
sämtlicher Nachweispflichten durch die Verkehrsunternehmen und Durchführung der Schlussabrechnung 
durch den ZVBN). Die allgemeine Vorschrift kann durch Änderungsatzung verlängert, geändert oder auf-
gehoben werden. Der ZVBN kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht zur Aner-
kennung des Deutschlandtickets insbesondere dann außer Kraft setzen, wenn keine ausreichende Finan-
zierung des Deutschlandtickets mehr sichergestellt ist, um die auf Basis der Satzung bestehenden Aus-
gleichsansprüche vollumfänglich zu befriedigen.  

Bremen, den 15. Dezember 2023 
 
Landrat Bernd Lütjen 
Verbandsvorsitzender 
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